
Webseite zukunft.mehr-demokratie.de
Twitter @Volksentscheid
Facebook @mehrdemokratie

Wann? 16.05.2020
Wo? zukunft.mehr-
demokratie.de 

mit Kira Geadah – Fridays for Future, 
Hanno Burmester – Das progressive Zentrum, 
Marco Bülow – MdB,
Claudine Nierth – Mehr Demokratie u.v.a.

Eine Online-Konferenz organisiert 
mit viel Liebe, Enthusiasmus und 
Optimismus für die Demokratie der 
Zukunft!

 ausgabe 2.2020 | www.mehr-demokratie.de

Jetzt Mehr Demokratie-Produkte sichern!

Sie stehen hinter den Zielen von Mehr Demokratie und wollen dies auch zeigen? Sie wollen 

sich und andere über unsere Arbeit informieren und dafür Materialien bestellen? Dann 

sind Sie richtig im Webshop von Mehr Demokratie. Kleidung und praktische Kleinigkeiten 

mit dem Mehr Demokratie-Logo, Flyer, Broschüren oder die edlen Spiegel-Plakate. Einfach 

mal reinschauen!

www.mehr-demokratie-shop.de | info@age-events.de

MEHR DEMOKRATIE-PRODUKTE  
ONLINE BESTELLEN

BMV verschoben; Demokratie-

Kongress findet online statt.
ab S. 36



3 www.mehr-demokratie.de | Nr. 123 | 2/2020

INHALT

T
IT

E
L

B
IL

D
 D

E
M

O
K

R
A

T
IE

 D
E

R
 Z

U
K

U
N

F
T

 P
L

A
T

K
A

T
, 
N

A
D

IN
E

 S
T
A

M
M

E
N

, L
IN

K
S

 O
B

E
N

 K
A

T
R

IN
 B

A
U

M
A

N
N

, L
IN

K
S

 M
IT

T
E

 1
2

0
6

2
0

2
0

 O
L
Y

M
P

IA
 L

IN
K

S
 U

N
T

E
N

 A
D

O
B

E
 S

T
O

C
K

SERVICE

KONTAKT

Landesbüro Baden-Württemberg

Rotebühlstr. 86/1, 70178 Stuttgart

Tel. 0711-509 10 10, Fax 0711-509 10 11

info@mitentscheiden.de

Landesbüro Bayern

Schwanthalerstr. 120, 80339 München

Tel: 089-462 242 05 oder 08071-597 51 20

bayernbuero@mehr-demokratie.de

Landesbüro Berlin/Brandenburg

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de

Landesbüro Bremen/Niedersachsen

Bernhardstr. 7, 28203 Bremen

Tel. 0421-79 46 370, Fax 0421-79 46 371

bremen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Hamburg

Mittelweg 12, 20148 Hamburg

Tel. 040-317 691 00, Fax 040-317 691 028

info@mehr-demokratie-hamburg.de

Landesbüro Mecklenburg-Vorpommern

Hermannstr. 36, 18055 Rostock

mecklenburg-vorpommern@mehr-demokratie.de

Landesbüro Nordrhein-Westfalen

Gürzenichstraße 21 a-c, 50667 Köln

Tel. 0221-669 665 13, Fax 0221-669 665 99 

nrw@mehr-demokratie.de

Landesbüro Sachsen

Hoyerswerdaer Straße 28, 01097 Dresden

sachsen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Schleswig-Holstein

Dorfstr. 2a, 24975 Husby

Tel. 04634-936 76 16, Mobil 0157-522 432 20

sh@mehr-demokratie.de 

Landesbüro Thüringen

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel. 0176-240 857 58 (Philipp Gliesing)

thueringen@mehr-demokratie.de 

Ansprechpartner Hessen

Matthias Klarebach, Dirk Oestreich

vorstand@mehr-demokratie-hessen.de 

Felix Hoffmann (Tel. 0152-327 095 38)

felix.hoffmann@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Rheinland-Pfalz

Franz Botens

Tel. 0178-7312566

franz.botens@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Saarland

Thomas Gretscher

Tel. 0681-416 36 41

thomas.gretscher@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Sachsen-Anhalt

Oliver Wiedmann

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de 

ARBEITSBEREICHE

Geschäftsführung und Kuratorium

Roman Huber, Büro Tempelhof

roman.huber@mehr-demokratie.de

Tim Weber, Büro Bremen

tim.weber@mehr-demokratie.de

Service für Mitglieder und Förderer

Ulrike Moser, Büro Tempelhof

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Anne Dänner, Büro Berlin

Anselm Renn, Büro Berlin

presse@mehr-demokratie.de

Internet

Aline Koeppen 

aline.koeppen@mehr-demokratie.de

Stefan Padberg (Technik)

webmaster@mehr-demokratie.de

Vorträge und Repräsentation

Ralf-Uwe Beck, erreichbar über Büro Berlin

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

Finanzierung und Stiftung

Katrin Tober, Büro Bremen

katrin.tober@mehr-demokratie.de

Wissenschaft und Dokumentation

Frank Rehmet, Büro Hamburg

frank.rehmet@mehr-demokratie.de 

Lobbyarbeit

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

claudine.nierth@mehr-demokratie.de

Oliver Wiedmann, Büro Berlin

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de

Democracy International

Daniel Schily, Büro NRW 

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Europa und Welt

Stefan Padberg

stefan.padberg@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbegehren

Susanne Socher, Büro Bayern

beratung@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Wahlrecht

Paul Tiefenbach, Büro Bremen

paul.tiefenbach@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbeteiligung

Fabian Reidinger, erreichbar über Büro Ba-Wü

fabian.reidinger@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis dezentrale Demokratie

Karl-Martin Hentschel

karl.m.hen@googlemail.com

Arbeitskreis Digitalisierung und Demokratie

Alexandra Arweiler

alexandra.arweiler@mehr-demokratie.de

Beratung von Bürgerbegehren

Bei den Landesbüros oder zentral:

beratung@mehr-demokratie.de

BUNDESBÜROS

Bundesbüro Tempelhof

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg

Tel. 07957-923 90 50, Fax 07957-924 99 92

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Bundesbüro Berlin 

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de

 REZENSION
4  SOZIALE UNGLEICHHEIT DURCH DIREKTE DEMOKRATIE?

 DIE GESCHICHTE EINER WANDERLEGENDE

 GRUNDLAGEN 
6 30 JAHRE VERFASSUNGSENTWURF DES ZENTRALEN RUN- 

 DEN TISCHES DER DDR

 BUNDESWEITE VOLKSENTSCHEIDE
10 ABSTIMMUNG 21: VOLKSENTSCHEIDE AUF BUNDESEBENE 

 MÖGLICH MACHEN

 BÜRGERRÄTE
12 BÜRGERRÄTE? GEILER SCHEISS!

14 INSTITUTIONALISIERUNG VON BÜRGERRÄTEN

16 BÜRGERRÄTE ZUR KLIMAKRISE

 REZENSION
18 GOVERNMENT BY REFERENDUM – MATT QVORTRUP

 12062020 OLYMPIA
20 DIE UTOPIE 

 EUROPA & INTERNATIONAL
22 EU-WAHL AB 16!

24 AUF DEM WEG ZUR ZUKUNFT DER EU

29 ANGEKOMMEN: DIGITALE BÜRGERBETEILIGUNG IN   

 DEUTSCHLAND

32 MENSCHENRECHTE SCHÜTZEN, KONZERNKLAGEN 

 STOPPEN

 BUNDESLÄNDER
33 NEUES AUS DEN LANDESVERBÄNDEN 

 MD INTERN
36 DEMOKRATIE DER ZUKUNFT

38 CORONA-KRISE: BMV VERSCHOBEN 

IMPRESSUM

Herausgeber (V.i.s.d.P.)

Mehr Demokratie e.V. 

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg

Tel. 07957-923 90 50, Fax 07957-924 99 92 

info@mehr-demokratie.de

Redaktion

Niklas Weckerle

Redaktionsanschrift:

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

zeitschrift@mehr-demokratie.de

Abonnement

18 Euro für vier Ausgaben jährlich.

Für Mitglieder und Förderer von 

Mehr Demokratie e.V. ist der Abopreis  

durch den Mitgliedsbeitrag abgegolten.

Anzeigen

Preisliste Nr. 4 vom 11.4.2012

Druck

Druckerei & Verlag Steinmeier GmbH&Co.KG 

100% Umweltpapier

Konto

Mehr Demokratie, BfS München

IBAN: DE14 700 2050 0000 885 8105 

BIC: BFSWDE33MUE 

Kleingedrucktes

Nachdruck frei, Quellenangabe und 

Belegexemplar erbeten. Namentlich 

gekennzeichnete Artikel geben nicht 

unbedingt die Meinung der Redaktion oder 

des Vereins wieder. Für unaufgefordert 

eingesandte Artikel kann keine Haftung 

übernommen werden. Die Redaktion behält 

sich die Kürzung/Nicht-Veröffentlichung 

von Leserbriefen vor.

Redaktionsschluss

Für Heft 2/2020: 23.03.2020

Bildnachweis

Soweit nicht anders angegeben, stammen 

die Bilder dieser Ausgabe aus unserer 

Datenbank.

Gestaltung

Liane Haug (www.lianehaug.de)

Niklas Weckerle

Digitale Bürgerbeteiligung endlich auch in 

Deutschland

Die Open-Source-Plattform Consul für digitale 

Bürgerbeteiligung ist in Deutschland angekom-

men.

ab Seite 29

12062020 Olympia

Was hat es mit dem Großprojekt auf sich und 

wie kann der 12.06. eine echte Bereicherung 

für die Demokratie werden?

ab Seite 20

Bürgerräte zur Klimakrise

Wie verfahren andere Länder mit 

Bürgerräten zur Klimakrise? Ein 

Blick unter anderem zu unserem 

französischen Nachbarn.

ab Seite 16



3

EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser,

wer hätte das gedacht? Die Weltgemeinschaft in Angst, unser Land im Shutdown und 
wir Alle mit dem Innehalten beschäftigt. Corona macht’s möglich? So schreibe ich 
diese Zeilen von zu Hause, am fünften Tag nach der Schließung aller Lokale, Läden 
und Schulen, die Ausgangsperre steht unmittelbar bevor. Corona zeigt uns, wie einig 
sich politische Kräfte sein können, wie der Staat unsere gemeinschaftlichen Interessen 
organisiert, und wie sehr unser Zusammenleben bedroht sein kann, wenn die wirt-
schaftliche Grundlage ins Wanken gerät. Die wichtigste Währung ist gefährdet: unser 
Vertrauen.

Bei aller Informationslage, zwischen Zweifel und Gewissheit, Glaube und Hoff-
nung, Meinung und Wissen, zimmert sich Jede und Jeder irgendwie seine eigene Wahr-
heit zusammen, und zwar oft die, die am ehesten Furcht nimmt und Vertrauen schafft 
in diesen Tagen, wo nichts mehr ist wie es mal war.

Die aktuelle Corona-Krise trennt das Wesentliche vom Unwesentlichen, das Nütz-
liche vom Überflüssigen und rüttelt an unseren gewohnten Pfeilern der Stabilität. Sie 
stellt unsere Sicht auf die Welt in Frage. Noch können wir nicht absehen, welche Chan-
cen sich auch daraus ergeben werden. 

Im Zentrum steht die Auseinandersetzung mit der Angst und dem Vertrauen. Das 
Vertrauen ist die Kernsubstanz einer Gesellschaft, auf ihr fußen die Strukturen des 
gemeinsamen Zusammenlebens.

Dieser Erreger sagt uns auch, dass wir alle mehr gleich als verschieden sind; dass 
wir alle auf die gleiche Weise verwundbar sind und denselben Planeten unsere Heimat 
nennen. Es gibt in dieser Krise kein „wir und die anderen“, es gibt nur uns alle zusam-
men. Es ist eine kostspielige Lektion und wer hätte gedacht, dass sie ausgerechnet 
durch die Tür eines Virus kommt? Aber in dieser spaltenden Zeit ist sie auch von 
großem Wert. Wir spüren wieder gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Welche Entscheidungen wirklich zielführend sind, werden wir erst „hinterher“ oder 
vielleicht nie wissen. Wir von Mehr Demokratie werden uns aber sicher mit der Frage-
stellung beschäftigen: Welche Lehren ziehen wir als Gesellschaft, wenn die Zwangs-
pause zu Ende ist? Werden diese drastischen Maßnahmen unseren Rechtsstaat stärken 
oder schwächen? Haben unsere Grund- und Menschenrechte gewonnen oder verloren?  

Wir wünschen Ihnen mit dieser Ausgabe Einblicke in verschiedenste Aspekte un-
serer Arbeit an der Demokratie und bedanken uns für ihr Vertrauen und Ihre Unter-
stützung.

Ihre 

Claudine Nierth

Claudine Nierth, 

Bundesvorstandssprecherin 

von Mehr Demokratie.
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sind die Entscheider der Sachfrage die Abgeordneten bzw. Stadt-
räte, jedoch nicht etwa deren Wählerinnen und Wähler. Ein kor-
rekter Vergleich müsste also die soziale Zusammensetzung von 
Abgeordneten und Stadträten mit der sozialen Zusammenset-
zung der Abstimmenden bei Bürger- und Volksentscheiden ver-
gleichen. Denn die unhinterfragte Vorstellung, die Interessenla-
ge von Abgeordneten sei identisch mit der Interessenlage von 
deren Wählenden, kann nur als naiv bezeichnet werden. Die Idee 
der politischen Repräsentation ist insofern eine Fiktion. Daraus 
folgt: Bei ausnahmslos allen Bürger- und Volksentscheiden dürf-
te das Ausmaß der sozialen Verzerrung unter den Entscheidern 
ganz erheblich geringer gewesen sein als bei wirklich jeder par-
lamentarischen Entscheidung. Wie massiv Parlamentsentscheide 
zugunsten der Interessen der sozial Bessergestellten verzerrt 
sind, hat einer von Merkels eigenen Schülern, Armin Schäfer, in 
einer anderen Veröffentlichung selbst aufgezeigt.   

Fazit: Wer direktdemokratische Verfahren wegen „sozialer 
Selektivität“ ablehnt, ist einer haltlosen Wanderlegende aufge-
sessen. Es ist wissenschaftssoziologisch interessant, wie sich 
solche empirisch ungeprüften Spekulationen in den letzten zehn 
Jahren im Wissenschafts- und Politikbetrieb verbreiten konnten 
und wie unkritisch sie aufgenommen wurden. Offenbar reichte 
dafür aus, dass ein bekannter Professor für Politikwissenschaft 
die Behauptung aufstellte, sie publikumswirksam verbreitete 
und es eine Nachfrage nach einem derartigen (Pseudo-)Argu-
ment unter Ablehnern von Volksabstimmungen gab. /

Bei einem Ausbau direkt-demokratischer Instrumente würde 
„der schleichende Ausschluss der unteren Schichten noch erheb-
lich beschleunigt“. Obwohl ohne jeden empirischen Beleg, wur-
den diese Behauptungen von Gegnern direkt-demokratischer 
Verfahren rasch aufgegriffen und als vermeintlich gesichertes 
Wissen im Sinne einer Wanderlegende immer weiter verbreitet. 

Vetter & Velimsky (2019) haben nun für sämtliche 56 Bür-
ger- und Volksentscheide, die es im Zeitraum 2000-2017 in deut-
schen Großstädten gab, das Ausmaß sozialer Selektivität quan-
tifiziert und mit der sozialen Selektivität bei Kommunalwahlen 
in diesen Städten verglichen. Dazu untersuchten sie kleinräumig 
differenziert die Arbeitslosenquote, das Bildungsniveau und das 
Durchschnittseinkommen in den Orts- und Stadtteilen aller 
Städte und prüften eventuelle Zusammenhänge mit der Beteili-
gung bei Wahlen und Abstimmungen. Das Ergebnis: Die sozia-
le Verzerrung zu Ungunsten der „unteren Schichten“ ist bei 
Wahlen signifikant stärker als bei Bürger- und Volksentschei-
den. Also genau das Gegenteil dessen, was Merkel behauptet 
hatte. 

Daraus kann die politische Schlussfolgerung gezogen wer-
den: Wer der problematischen sozialen Polarisierung unserer 
Gesellschaft entgegen treten will, der sollte direkt-demokrati-
sche Instrumente stärker ausbauen. Denn die Teilnahme an 
Wahlen ist stärker zugunsten der „oberen“ Schichten verzerrt als 
die Teilnahme an Bürger- und Volksentscheiden.  

Einen wichtigen Punkt übersahen aber auch Vetter & Ve-
limsky (2019). Wer den sozialen Bias von Politik-Ergebnissen in 
parlamentarischen vs. direktdemokratischen Verfahren mitein-
ander vergleichen will, der muss die soziale Zusammensetzung 
der jeweiligen Entscheider miteinander vergleichen. Beim Bür-
ger- und Volksentscheid sind die Entscheider der Sachfrage die 
Stimmbürgerinnn und -bürger. Im parlamentarischen Verfahren 

Volksentscheid 2010, bei dem eine geplante Schulreform abge-
lehnt wurde, behauptete der Politikwissenschaftler Wolfgang 
Merkel, Schuld sei eine besonders hohe soziale Selektivität bei 
direkt-demokratischen Abstimmungen. Einziger Anhaltspunkt 
dafür war eine geringere Beteiligung in „sozial schwachen“ 
Stadtteilen – ein Effekt der aber auch bei Wahlen auftritt. Merkel 
versäumte eine empirische Überprüfung seiner Annahme. Eine 
von mir durchgeführte Hochrechnung unter der Annahme, dass 
die Abstimmungsbeteiligung in allen Stadtteilen gleich gewesen 
wäre, hätte gezeigt: Auch in diesem Fall wäre die Hamburger 
Schulreform mehrheitlich abgelehnt worden – soziale Selektivi-
tät kann dafür also nicht verantwortlich gemacht werden. 

Dennoch behauptete Merkel (2011) kurzerhand: „Volksab-
stimmungen verstärken die Tendenz der Überrepräsentation 
jener gut situierter Schichten, die schon in den Organisationen 
und Institutionen der repräsentativen Demokratie überproporti-
onal vertreten sind.“ Die Interessen „des unteren Drittels unserer 
Gesellschaft“ seien deshalb „in repräsentativen Institutionen 
besser aufgehoben als in Entscheidungen, die ‚das Volk‘ trifft.“ 

Politische Beteiligung ist fast immer sozial verzerrt, egal ob bei 
Wahlen oder in Bürgerinitiativen. Sozial Bessergestellte besit-
zen mehr Ressourcen, um sich zu beteiligen. Sozial marginali-
sierte Menschen werden hingegen zu großen Teilen apathisch 
und beteiligen sich nicht mehr. Seit der 1933 erschienenen Ma-
rienthal-Studie ist das ein immer wieder bestätigter Befund. 
Das Ausmaß dieser „sozialen Selektivität“ ist aber unterschied-
lich je nach Beteiligungsform. Ob bei Bürgerentscheiden und 
Volksabstimmungen die soziale Verzerrung stärker oder schwä-
cher ist als bei Wahlen, war bis vor kurzem in Deutschland noch 
nie Gegenstand einer systematischen empirischen Untersu-
chung. Die Forschungslücke schließt nun eine im Herbst 2019 
publizierte Studie von Angelika Vetter und Jan Velimsky von 
der Universität Stuttgart (Politische Vierteljahresschrift 60, 
487-512). 

Die Befunde der Studie sind für Mehr Demokratie auch des-
halb bedeutsam, weil sie ein in den letzten Jahren oft angeführ-
tes Argument gegen den Ausbau direkt-demokratischer Instru-
mente als unrichtig entkräften. Im Anschluss an den Hamburger 

SOZIALE UNGLEICHHEIT DURCH 
DIREKTE DEMOKRATIE?

Die Geschichte einer Wanderlegende

VON DR. EDGAR WUNDER 

Dr. Edgar Wunder

Sozialwissenschaftler und Landesvor-

standssprecher von Mehr Demokratie 

Baden Württemberg.
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lichen Parteien und Initiativen waren an 
der Ausarbeitung beteiligt, unter anderem 
auch die CDU, die bis heute die Einfüh-
rung der direkten Demokratie auf Bun-
desebene blockiert. 

In der AG jedenfalls hat die CDU zu 
einer direkten Demokratie auf gesamt-
staatlicher Ebene die Hand gehoben, die 
nahe an Mehr Demokratie-Vorstellungen 
ist: Bei der Abstimmung sollte die Mehr-
heit entscheiden – ohne jedes Zustim-
mungsquorum. Die Hürde für das Volks-
begehren war auf 750.000 festgelegt, 
ungefähr fünf Prozent – auf den ersten 
Blick eine hohe Hürde, bei einer Bevölke-
rung aber, die ungefähr so groß war, wie 
die von Nordrhein-Westfalen, wirkt sie 
beinahe moderat. Und Verfassungsände-
rungen sollten zwingend den Bürgerin-
nen und Bürgern zur Bestätigung vorge-
legt werden (Artikel 100). 

Der Runde Tisch selbst hatte der 
Volkskammer vorgeschlagen, für den 17. 
Juni 1990 einen Volksentscheid über die 

ment des Umbruchs in der DDR oder 
schon als Grundlage für den gesamtdeut-
schen verfassungsgebenden Prozeß“, wie 
Wolfgang Templin, der von Initiative für 
Frieden und Menschenrechte delegiert 
war, später schrieb.

Auf seiner letzten Sitzung beschloss 
der Zentrale Runde Tisch am 12. März 
1990 einstimmig, dass die Arbeitsgruppe 
im April einen fertigen Verfassungsent-
wurf der Öffentlichkeit vorlegen soll. 
Dieser Text sollte dann in die Verfas-
sungsdiskussionen der neuen Volkskam-
mer und in die Debatten um eine gesamt-
deutsche Verfassung einbezogen werden. 
Innerhalb von zwei Wochen arbeitete 
daraufhin eine Redaktionsgruppe Tag 
und Nacht an der Endfassung. Diese wur-
de am 4. April 1990 von der AG einstim-
mig beschlossen und der Volkskammer 
übergeben. Der einstimmige Beschluss 
ist im Blick auf die heutige Debatte um 
die Einführung des bundesweiten Volks-
entscheids bemerkenswert: Alle maßgeb-

sich mitunter einen jahrelangen Klein-
krieg mit den DDR-Behörden geliefert 
und auch ein Verständnis für Verfassungs-
fragen entwickelt. Ihnen gegenüber saß 
eine ebenfalls bunte Mischung von Be-
rufsjuristen, delegiert von den Blockpar-
teien. Selbstverständlich lagen das Grund-
gesetz auf dem Tisch sowie historische 
deutsche Verfassungstexte, aber auch mo-
derne Verfassungen anderer Länder, wie 
Spanien oder Nicaragua. Der Verfassungs-
artikel zur Volksgesetzgebung lässt deut-
lich schweizerische Grundzüge erkennen, 
ablesbar an der fehlenden Antragsstufe, 
die es in der Schweiz nicht gibt. So ver-
schieden die beiden Lager aus Oppositio-
nellen und Blockparteien auch sein moch-
ten, die einen konservativ, die anderen 
radikaldemokratisch, wurde doch ein 
Konsens in den zentralen Fragen der 
Grundrechte, der politischen Willensbil-
dung und des Staatsaufbaus gefunden. 
Gemeinsam wollten sie zügig den Verfas-
sungstext „erarbeiten – ob nun als Doku-

Bürger werden untereinander mit ihren 
Rechten und Pflichten verbunden: „Jeder 
schuldet jedem die Anerkennung als Glei-
cher.“ (Artikel 1, Abs. 2). Diese zweite 
Ebene war das Ergebnis der Auseinander-
setzung zwischen Etatisten und jenen, die 
auch eine Verantwortung der Menschen 
untereinander sahen, erinnert sich später 
Ulrich K. Preuß, Berater der AG. Der Ver-
fassungsentwurf atmet also den Geist, den 
wir auch mit der direkten Demokratie ver-
bunden sehen: grundsätzlich jeden Men-
schen als fähig anzusehen, die Gesell-
schaft zu gestalten, also Verantwortung zu 
übernehmen. Die AG war wie der Runde 
Tisch paritätisch besetzt. Alle maßgebli-
chen Parteien und Initiativen hatten zwei 
bzw. drei Vertreterinnen und Vertreter ent-
sandt. Von den neu gegründeten Bewe-
gungen waren das einfache Bürgerinnen 
und Bürger, Intellektuelle, in jedem Falle 
juristische Laien. Oppositionelle in der 
DDR waren allerdings nicht ungeübt, sich 
mit Gesetzestexten zu befassen, hatten 

tion sollten auf Verfassungsebene veran-
kert und damit geschützt werden. 

So sieht der Entwurf ein Grundrecht 
auf Mitgestaltung vor, begleitet von wei-
teren Grundrechten, wie dem auf Verfah-
rensbeteiligung und solchen für Bürgerbe-
wegungen: „Jeder Bürger hat das gleiche 
Recht auf politische Mitgestaltung. Die 
Verfassung und die Gesetze gestalten aus, 
wie das Recht unmittelbar oder durch frei 
gewählte Vertreter ausgeübt wird.“ (Arti-
kel 21 Abs. 1) Damit geht der Verfas-
sungsentwurf weit über das Grundgesetz 
der Bundesrepublik hinaus. Die AG woll-
te neue Maßstäbe setzen – unter anderem 
mit einem modernisierten Grundrechteka-
talog. Der eigentliche „Clou“ des Verfas-
sungsentwurfs aus demokratischer und 
verfassungsrechtlicher Sicht liegt noch 
tiefer. Es werden nicht nur Gestaltungs-
rechte und Abwehrrechte gegenüber dem 
Staat formuliert. Der Verfassungsentwurf 
bietet eine horizontale Ebene der Gesell-
schaftsverfassung: Die Bürgerinnen und 

„Gesetzesvorlagen zu einem Volksent-
scheid werden durch Volksbegehren 
beim Präsidenten der Republik einge-
bracht [...] Beim Volksentscheid kann nur 
mit ‚ja’ oder ‚nein’ abgestimmt werden. 
Es entscheidet die Mehrheit der abgege-
benen Stimmen.“ – Schön wär’s, stünde 
dies so oder so ähnlich im Grundgesetz. 
Zitiert ist hier Artikel 98 eines Entwurfs 
für eine „Verfassung der Deutschen De-
mokratischen Republik“, ausgearbeitet 
während der friedlichen Revolution von 
der Arbeitsgruppe „Neue Verfassung“ 
des Zentralen Runden Tisches der DDR. 
„Die Macht lag auf der Straße, der Runde 
Tisch sollte sie aufheben“, erinnert sich 
Klaus Wolfram, der das Neue Forum in 
der Arbeitsgruppe vertrat. Bereits in der 
konstituierenden Sitzung des Runden Ti-
sches am 7. Dezember 1989 wurde be-
schlossen, an einer neuen Verfassung zu 
arbeiten. Ein Volksentscheid sollte im 
folgenden Jahr stattfinden. Die Errun-
genschaften der demokratischen Revolu-

30 JAHRE VERFASSUNGS-
ENTWURF DES ZENTRALEN 
RUNDEN TISCHES DER DDR

CDU-Vertreter stimmten für direkte Demokratie.

VON RALF-UWE BECK UND MARTIN BURWITZ Links: Die Arbeitsgruppe „Neue Verfassung“ des Zentralen Runden Tisches der DDR arbeitete einen Entwurf für eine „Verfassung der 

Deutschen Demokratischen Republik“ aus. Rechts: Bürgerinnen und Bürger versammeln sich 1989 in der Berliner Gethsemanekirche. 

Ihre Forderung: „Demokratie Jetzt“.
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Verfassung anzusetzen. Die erste frei ge-
wählte Volkskammer der DDR hat den 
Verfassungsentwurf dann jedoch völlig 
ignoriert. Der Verfassungsentwurf geriet 
nach der Volkskammerwahl im März 
1990 und während des Bemühens um 
eine schnelle Wiedervereinigung zum 
„demokratischen Ballast“, so Templin. 
Auch in der später eingesetzten Gemein-
samen Verfassungskommission hat der 
Entwurf keine nennenswerte Rolle ge-
spielt. Allerdings übergab Gerald Häfner 
für Mehr Demokratie (damals noch 
IDEE) 265.000 Unterschriften an die Ver-
fassungskommission mit der Forderung 
nach Einführung des bundesweiten 
Volksentscheids – auch im Namen der 
Mitglieder der AG „Neue Verfassung“. 
Aber von dem Verfassungsentwurf des 
Runden Tisches blieb lediglich der Schutz 
der Umwelt als Staatsziel übrig. 

Immerhin aber hat der Entwurf mit-
geholfen, die direkte Demokratie in die 
Landes- und Kommunalverfassungen al-
ler neuen Länder aufzunehmen. Direkt 
beeinflusst ist die Brandenburger Verfas-
sung von dem Entwurf des Runden Ti-
sches und die in Mecklenburg-Vorpom-
mern von Runden Tischen der Region. In 
den westdeutschen Bundesländern war 
bis dahin an diese flächendeckende 
Selbstverständlichkeit noch nicht zu den-
ken. Die Ausarbeitung einer gesamtdeut-
schen Verfassung, die allen Bürgerinnen 
und Bürgern in einer Volksabstimmung 
vorgelegt werden sollte, wäre der Edel-
stein der Deutschen Einheit gewesen. Ein 
solcher verfassungsgebender Prozess 
wäre zugleich eine Würdigung der fried-
lichen Revolution gewesen – identitäts-
stiftend für das wiedervereinigte 
Deutschland. 

Mit dem Verfassungsentwurf wurde 
ein sehr weitgehender Begriff von politi-
scher Teilhabe in den bundesdeutschen 
Diskurs eingebracht. Die Forderung nach 
der direkten Demokratie auf gesamtstaat-
licher Ebene steht noch immer im Raum. 
Gerade für die CDU, die sich der Einfüh-
rung des bundesweiten Volksentscheids 
verweigert, könnte die Lektüre des Ver-
fassungsentwurfs vom Runden Tisch der 
DDR ein inspirierendes Dokument sein 
– und für uns alle freilich auch. /

Ralf-Uwe Beck

Bundesvorstandssprecher von 

Mehr Demokratie.

Martin Burwitz

Politikwissenschaftler und 

langjähriges Mitglied bei Mehr 

Demokratie.
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Anzeige

VERFASSUNGSENTWURF

Der Verfassungsentwurf 

findet sich hier: 

www.documentarchiv.de/

ddr/1990/ddr-verfassungs-

entwurf_runder-tisch.html

oder über diesen QR-Code:

Die Ost-CDU stimmte am 4. April 1990 

geschlossen für den Verfassungsentwurf 

des Runden Tisches, der in seinen 

Forderungen zu direkter Demokratie auf 

gesamtstaatlicher Ebene, mehr Mitgestal-

tung und politischer Beteiligung weit über 

das Grundgesetz hinaus ging. Hier zu 

sehen: die Ost-CDU bei einem Sonderpar-

teitag zu ihrer politischen Programmatik 

im Dezember 1989 – wenige Tage nach 

der konstituierenden Sitzung des Runden 

Tisches. Foto: Wikipedia / Reiche, 

Hartmut, CC-BY-SA 3.0
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zur Eingliederung eines neuen Ziels: 
100.000 Teilnehmende erreichen.  

100.000 Teilnehmende finden

Wenn wir es schaffen bis September auf 
Bundesebene 100.000 Menschen für die 
Probeabstimmung zu mobilisieren, dann 
haben wir genügend Kraft und eine soli-
de Basis um gemeinsam weiter bis zur 
Bundestagswahl 2021 gehen zu können. 
Helfen Sie mit dieses Ziel zu erreichen.

Was uns immer wieder begeistert

Die Probeabstimmung ist für alle Betei-
ligten ein riesiges Lernfeld für den zwei-
ten Schritt: die bundesweite Abstim-
mung 2021. Wie viele Menschen 
ABSTIMMUNG21 aktiv und ehrenamt-
lich in ihrer Freizeit unterstützen, be-
geistert uns. Wir schätzen diese Men-
schen und ihren Einsatz sehr und freuen 
uns über jedes neue Gesicht. Ohne diese 
vielseitige Unterstützung wäre AB-
STIMMUNG21 nie und nimmer so weit 
gekommen.

Zeit eine Frage zu stellen

Mit Fridays for Future werden die Men-
schen in Deutschland daran erinnert, 
dass die Beteiligung an politischen Ent-
scheidungsprozessen ein Grundrecht ist. 
Über die Tragweite der Beteiligungs-
form wird seit Beginn der Bundesrepub-
lik gestritten und verhandelt. Mit der ju-
gendlichen Bürgerbewegung, die eine 
derart breite gesellschaftliche Zustim-
mung bekommt, steht die immerwähren-
de Frage wieder im Fokus: wer verhin-
dert den bundesweiten Volksentscheid; 
die Parteien oder die Bürgerinnen und 
Bürger?

Aktueller Zählerstand 23.03.2020

Wir, Sie und 16.341 Teilnehmende kön-
nen mehr! Unser Ziel für die Probeab-

uns immer wieder. Dann kam die Idee, 
die das Momentum retten wird: wir öff-
nen auch die Probeabstimmung bereits 
für die bundesweite Teilnahme.
.
Drei Abstimmungskreise

Die Probeabstimmung (per Brief) am 
20.09.2020 findet in drei Abstimmungs-
kreisen statt:
(1.) Städtisch: Alle Haushalte in   
 Hamburg-Ottensen
(2.) Ländlich: Alle Haushalte in We 
 del (Schleswig-Holstein)
(3.) Bundesweit: Alle interessierten  
 Pioniere

Sieben Themen, die von drei unter-
schiedlichen Gruppen (städtisch, länd-
lich, bundesweit) abgestimmt werden. 
Die Auszählung und Auswertung der 
Stimmen erfolgen getrennt. Ob die ein-
zelnen Gruppen über die sieben Themen 
unterschiedlich abstimmen?

Wir werden persönlich

Für Ottensen und Wedel wollen wir na-
mentlich adressierte Abstimmungsun-
terlagen eigenhändig zustellen und da-
mit sowohl Geld sparen, als auch Präsenz 
zeigen. Die Deutsche Post gibt ihre Ad-
ressen nur heraus, wenn sie auch die 
Verteilung übernimmt und verlangt da-
für 50.000€. Das Geld haben wir nicht 
und verteilen wollen wir selber. Da wir 
keine Adressen bekommen, können wir 
nicht persönlich adressieren, sondern 
nur „An alle Haushalte“. Wir wollen 
Aufmerksamkeit für die Unterlagen ge-
nerieren und sie nicht ungeöffnet im Pa-
pierkorb wähnen. Es ist uns wichtig die 
Menschen möglichst persönlich anzu-
sprechen und so kommt es zu der Idee, 
die Namen der Menschen noch vor Ort 
vom Briefkasten einfach abzuschreiben 
und den Brief direkt selber einzuwerfen.  

Ein neuer Zeitplan & ein neues Ziel

Wir wollen trotz aller COVID-19-Impli-
kationen an unserem inhaltlichen An-
spruch für die Probeabstimmung festhal-
ten. Das  Abstimmungsdatum 23.05.2020 
werden wir also nicht einhalten können. 
Wir nutzen die zeitliche Verschiebung 

freigeschaltet.  

Volle Unterstützung durch die Mit-

gliederversammlung

Im November 2019 haben wir unsere In-
itiative in Kassel auf der Mitgliederver-
sammlung vorgestellt und sind mit zwei 
Fragen an die Mitglieder herangetreten: 
n Möchte Mehr Demokratie diese Initia 

tive grundsätzlich unterstützen?
n Kann Mehr Demokratie auch finanziell 

die Initiative unterstützen?
Mit großer Mehrheit wurde für die Un-
terstützung unserer Initiative gestimmt 
und wir konnten so gestärkt loslegen. 

Wir wachsen weiter

Im Büro von Mehr Demokratie Hamburg 
bekamen wir direkt einen Büroplatz und 
unsere Hausadresse. Mit „ABSTIM-
MUNG21“ wurde der Name für unsere 
Gesamtkampagne schnell gefunden und 
der Trägerkreis wuchs weiter. Heute ha-
ben wir für ABSTIMMUNG21 vier ge-
meinnützige Träger unter einem gemein-
samen Dach versammelt: 
n Democracy International e.V. 
n Mehr Demokratie e.V. Landesverband 

Hamburg 

Im Herbst durften wir bereits im mdma-
gazin 03/2019 unsere Initiative vorstel-
len. Hier unser Vorhaben in kurzem Ab-
riss zur Erinnerung: 

Zur Bundestagswahl 2021 wollen wir 
per Brief zehn Themen zur bundesweiten 

Volksabstimmung stellen. Eine Gene-
ralprobe für dieses erstmalige und große 
Vorhaben findet am 20.09.2020 in Form 
einer Probeabstimmung mit sieben The-
men statt. In den sechs Monaten nach der 
Probeabstimmung (10.2020 – 03.2021) 
werden zehn Themen für die selbstorgani-
sierte Volksabstimmung zur Bundestags-
wahl 2021 festgelegt. Dazu sollen 

unterschiedlichste Initiativgruppen 
konkrete Gesetzentwürfe oder politische 
Vorschläge ausarbeiten. In unserem Web-
portal sammeln die Initiativen für ihr The-
ma Unterstützung. Die zehn Themen mit 
den meisten Stimmen werden dann von 
uns parallel zur Bundestagswahl 2021 
bundesweit per Brief zur Abstimmung 
gestellt. 

Phase II läuft jetzt bereits im Hinter-
grund an. Ab dem 01.10.2020 wird das 
Webportal für 

die Themenfestlegung für die Bundes-
abstimmung zur Bundestagswahl 2021 

ABSTIMMUNG 21

Wir sind mitten in der ersten frei organisierten Abstimmung in Deutschland. Die Pro-

beabstimmung vom 23.05.2020 ist in der heißen Phase.

VON DANIEL SCHILY UND OLAF SEELING 

n Change.org e.V. 
n Omnibus für direkte Demokratie gGmbH 

Aus Hamburg-Ottensen wurde Wedel 

Schon früh wurde kritisiert, dass Ham-
burg-Ottensen für das Abstimmungser-
gebnis nicht repräsentativ sei. So haben 
wir die Kleinstadt Wedel in Schleswig-
Holstein vor Hamburgs Stadtgrenze aus-
gewählt, weil:
n es eine andere politische Realität als 

Ottensen abbildet
n es für die Unterstützerinnen und Unter-

stützer aus Ottensen gut erreichbar ist 
n es dort eine ebenso gute Vernetzung 

wie in Ottensen gibt. 

Es ist uns bewusst, dass wir mit der Aus-
wahl der beiden Orte keinen statistisch 
repräsentativen Anspruch erfüllen. Die 
zwei ausgewählten Orte sind das, was 
wir derzeit leisten können.

Ganz nette Aktion und das war’s dann?

Bekommen wir aus der Probeabstim-
mung am 20.09.2020 genügend Kraft für 
den zweiten Schritt zur Bundestagswahl 
2021 oder war es das dann im Septem-
ber? Diese zentrale Frage beschäftigte 

Daniel Schily

Mitgründer von Mehr Demokratie 

und Vorstandsmitglied bei 

Democracy International.

Olaf Seeling

Mitglied bei Mehr Demokratie und 

Initiator der Initiative zur 

Bundesweiten Briefabstimmung.

stimmung am 20.09.2020: wir wollen 
100.000 werden! /

UNTERSTÜTZT UNS

Mit einer Spende an: 

Mehr Demokratie Hamburg, GLS 

Bank: 

IBAN: DE67 4306 0967 0040 

200001, BIC: GENODEM1GLS 

Stichwort: Abstimmung Hamburg 

2020

WERDEN SIE AKTIV:

Helfen auch Sie den Zähler zu 

drehen und machen Sie die

Abstimmung in Ihrem Bekannten-, 

Freundes- und Familienkreis

bekannt, wo auch immer sie wohnen, 

denn denken Sie dran: die

Abstimmung ist für die bundesweite 

Teilnahme geöffnet!

Wir wollen mit vielen Menschen 

gemeinsam ein großes

Zeichen dafür setzen, endlich auch 

auf Bundesebene mit

abstimmen zu können und Politik 

gemeinsam zu gestalten.

Auf unsere Website

www.abstimmung21.de können die

wichtigsten Infos eingesehen werden 

und die kostenlosen

Abstimmungsunterlagen bestellt 

werden!
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zeit stärker gewünscht werden als Volksentscheide. Natürlich ist 
ein Bürgerrat dadurch begrenzt, dass er gerade kein Entschei-
dungsorgan ist. Er kann die Entscheidungsträger aber sinnvoll 
beraten. Die Ratsuchenden gewinnen dann eine Position für 
Entscheidungsprozesse, die sie weder durch eine Expertenbera-
tung, noch durch einfache Umfragen erhalten: Bürgerräte liefern 
nach ausführlicher Information und Debatte den in der Bevöl-
kerung mehrheitsfähig möglichen Konsens. So hat es das irische 
Parlament erlebt, so haben wir es erlebt. 

Mein Fazit: Bürgerräte sind eine Entlastung, für all jene, die 
meinen, es besser zu wissen als die anderen. Ist das nicht der 
Anfang der politisch-kulturellen Transformation? /

tiefer werden, wirkt ein Rat mit Menschen aus der gesamten Be-
völkerung geradezu erlösend. Endlich! Endlich ein Ort, an dem 
sich Andersdenkende begegnen können, sich in die Augen schau-

en, zuhören und gemeinsam auf das große 
Ganze blicken. Sich am Ende noch auf ge-
meinsame Empfehlungen einigen. Wer hätte 
das gedacht? 

Ich stand den zufallsbasierten Bürgerrä-
ten anfangs sehr skeptisch gegenüber. Wie 
soll man im Tal der Ahnungslosen zu kom-
plexen Fragen die Weisheit schürfen? Erst 
als wir die Erfahrungen in Irland untersucht 
und jetzt, nachdem wir unseren Bürgerrat 
durchgeführt haben, konnten wir begreifen, 

was ein Bürgerrat alles leisten kann und dass wir mit unseren 
Befürchtungen falsch lagen.

Gerade die voraussetzungslose Teilnahme ist der Garant für 
den erfolgreichen Prozess und mehrheitsfähige Ergebnisse. Wich-

OMNIBUS FÜR DIREKTE DEMOKRATIE

„Geiler Scheiß!“ stand auf einem Zettel an der Feedbackwand 
des Bürgerrats Demokratie in Leipzig. Muss wohl jemand von 
den jüngeren Teilnehmenden geschrieben haben, jedenfalls ist 
das das Vokabular meiner Teenager, 
wenn sie Gefallen ausdrücken wollen.

Doch mal ehrlich, was ist eigentlich 
dran, an diesem Hype um Bürgerräte? 
Warum wollen auf einmal alle geloste 
Bürgerräte? Warum lassen sich gerade die 
Regierungen in Spanien, Frankreich, Eng-
land und Irland von zufällig ausgewählten 
Menschen in Klimafragen oder anderen 
gesellschaftlichen Zukunftsthemen bera-
ten? Warum rufen uns täglich Medienleute 
an? Warum fordern immer mehr Menschen Bürgerräte? 

Weil zufällig zusammengestellte Bürgerräte in dieser ver-
rückten Zeit einen erstaunlich hoffnungsvollen Beitrag leisten! 
Wo die Spaltung und Gräben zwischen den Menschen immer 

BÜRGERRÄTE? 
GEILER SCHEISS!

VON CLAUDINE NIERTH

Claudine Nierth

Bundesvorstandssprecherin von 

Mehr Demokratie.

tig sind die inhaltlichen Eingaben durch Expertinnen und Exper-
ten. Sie müssen der Versammlung alles sachkundig und einfach 
darstellen, das Für und Wider erläutern und genügend Raum für 
Alternativen lassen.

Eine weitere Erkenntnis: In zufallsbasierten Bürgerräten strei-
fen die Menschen ihre Privatperson am Eingang ab und schlüpfen 
in die Rolle des Bürgerin oder des Bürgers, um für das Ganze zu 
bürgen. Die Teilnehmenden verfolgen gerade nicht ihr Privatinte-
resse, sondern stellen sich in den Dienst der Sache mit der Frage: 
Was ist gut für die Gesamtheit? Damit dient der geloste Bürgerrat 
der Versachlichung von oft emotional geführten Debatten, wie in 
Irland im Diskurs um die gleichgeschlechtliche Ehe. 

Aber der wirkliche Gewinn liegt in der Tatsache, dass die 
Gemeinschaft des Bürgerrates am Ende mehr weiß als der kun-
digste Einzelne. Wir haben es selbst erlebt: Obwohl wir mit 
Mehr Demokratie seit Jahren die Expertinnen und Experten in 
Sachen direkter Demokratie sind, hat uns der Bürgerrat eine 
neue Erkenntnis geliefert: Wir wissen jetzt, dass eine Kombina-
tion von Bürgerräten mit Volksentscheiden mehrheitsfähiger ist 
als der Volksentscheid alleine und dass geloste Bürgerräte der-

Wo die Spaltung und 
Gräben zwischen den 

Menschen immer tiefer 
werden, wirkt ein Rat 
mit Menschen aus der 
gesamten Bevölkerung 

geradezu erlösend.

Wir freuen uns, wenn Sie darüber nachdenken, den  
Stiftungsfonds zu unterstützen. Gemeinsam können 
wir die Weiterentwicklung der Demokratie fördern. 

KONTAKT
Bitte nehmen Sie Kontakt mit uns auf, wenn Sie  
Fragen haben oder weitere Informationen benötigen.

Ansprechpartnerinnen   
Mehr Demokratie e. V.   
Katrin Tober 
Tel.: 0421-79 46 370
katrin.tober@mehr-demokratie.de

GLS Treuhand    
Christiane Altenkamp 
Tel.: 0234-579 753 51
christiane.altenkamp@gls-treuhand.de

MEHR INFORMATIONEN
Es gibt verschiedene Möglichkeiten, den Stiftungs  - 
fonds zu unterstützen. Gerne senden wir Ihnen  
unser Infoblatt zu den Optionen als pdf-Dokument  
zu (bestellbar bei Katrin Tober, Kontakt siehe links). 
www.mehr-demokratie.de/stiftungsfonds.html

BANKVERBINDUNG FÜR IHRE ZUWENDUNG
Für Zustiftungen und Spenden nutzen Sie bitte  
die Kontoverbindung des Stiftungsfonds:

Kontoinhaber: 
Dachstiftung für individuelles Schenken
IBAN: DE54 4306 0967 0103 7008 00
BIC: GENODEM1GLS
Bank: GLS Gemeinschaftsbank eG in Bochum
Verwendungszweck: 
Stiftungsfonds MEHR DEMO KRATIE-Stiftung

ZUSTIFTEN IN DEN STIFTUNGSFONDS
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INSTITUTIONALISIERUNG 
VON BÜRGERRÄTEN

VON ANNE DÄNNER

BÜRGERRÄTE

Es soll weitere per Los einberufene Bür-
gerräte zu bundespolitischen Themen 
geben, am besten als immer wieder ein-
gesetztes und klar geregeltes Instrument 
– das ist eine der zentralen Forderungen 
des „Bürgerrats Demokratie“. Diese ers-
te geloste bundesweite Bürgerversamm-
lung hat sich im vergangenen Herbst in 
Leipzig auf 22 Empfehlungen zum De-
mokratieausbau geeinigt. Gemeinsam 
mit den Ausgelosten sorgt Mehr Demo-
kratie nun, in der „Umsetzungsphase“, 
dafür, dass diese Forderungen von Abge-
ordneten auch wahrgenommen werden 
und Eingang in die Bundespolitik finden. 
Beim Bürgerrat Demokratie hatten sich 

152 der 160 Ausgelosten dafür ausge-
sprochen, dass bundesweite Bürgerräte 
gesetzlich verankert werden. 153 waren 
dafür, dass Bürgerräte durch Bevölke-
rung, Parlament und Regierung angesto-
ßen werden können.

Doch wie soll das genau funktionie-
ren? Der Bundesvorstand von Mehr De-
mokratie hat sich darüber Gedanken ge-
macht und ein Faktenblatt zum Thema 
„Institutionalisierung von losbasierten 
Bürgerräten“ vorgelegt. Auf der nächsten 
Mitgliederversammlung wollen wir über 
das Thema sprechen, das Papier liefert 
dafür eine Diskussionsgrundlage. /
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Ebenso sind für 2020 in Dänemark, Schottland und Spanien sol-
che Bürgerversammlung zum Thema Klimapolitik geplant.

Irland, das mit seiner Citizens‘ Assembly bzw. deren Vorläu-
ferin Constitutional Convention, zum Musterbeispiel für gelun-
gene Bürgerräte geworden ist, war auch beim Klimathema vor-
ne dabei. Bereits 2017 fand dort ein Bürgerrat zum Klimawandel 
statt, der weitreichende Maßnahmen zum Klimaschutz empfahl.

Die Mitglieder der Citizens Assembly stimmten zu 80 Pro-
zent oder mehr für die 13 Empfehlungen. Dazu gehörten Vor-
schläge wie die Schaffung einer neuen Regierungsstruktur, um 
die Klimapolitik in den Mittelpunkt der Politikgestaltung zu 
stellen. Auch gab es Mehrheiten für die Erhöhung der irischen 
CO2-Steuer und der Besteuerung der Treibhausgasemissionen 
aus der Landwirtschaft, die Irlands größter Verursacher von kli-
maschädlichen Gasen ist. Mitte 2019 mündete die Arbeit der 
Bürgerversammlung in einen Klimaaktionsplan, mit dem Irland 
seine Emissionen zwischen 2021 und 2030 um 30 Prozent sen-
ken will.

Referendum in Frankreich

Der Klima-Bürgerrat in Frankreich tagt im April 2020 das letz-
te Mal. Das Ziel: Vorschläge zu formulieren, wie Frankreich 
seine Treibhausgasemissionen bis 2030 um 40 Prozent reduzie-
ren kann. Präsident Macron hat versprochen, alle Bürgerinnen 
und Bürger in einem Referendum über die Empfehlungen der 
„Citoyenne“ abstimmen zu lassen. Außerdem sollen Bürgerräte 
zur ständigen Einrichtung werden und sich auch mit anderen 
Themen befassen.

Macron bedauerte bei einem Treffen mit den Bürgerrat-
Mitgliedern auch, den Klima-Bürgerrat nicht früher einberufen 

der Klimakrise sehen. Mehr Demokratie prüft derzeit mit Part-
ner-Organisationen, wie ein Bürgerrat Klimaschutz auch für 
Deutschland funktionieren könnte.

Konsens durch Bürgerräte

Bürgerrats-Fans argumentieren, dass durch dieses Demokratie-
Instrument ein breiter gesellschaftlicher Konsens darüber her-
gestellt werden kann, welche Maßnahmen sinnvoll und für eine 
Mehrheit der Menschen tragbar sind. Bei einem Bürgerrat wür-
den teilnehmenden Bürgerinnen und Bürger durch Expertinnen 
und Experten beraten. In Diskussionen in Kleingruppen könn-
ten sich die Ausgelosten eine Meinung bilden. Am Ende würden 
Sie Empfehlungen an die Politik formulieren, die diese dann im 
besten Falle umsetzt.

Vorreiter Großbritannien

Besonders aktiv bei der Nutzung von Bürgerräten sind britische 
Kommunen. Vorreiter war hier der Londoner Stadtteil Camden, 
dessen Stadtrat sich am 7. Oktober 2019 einstimmig den Vor-
schlägen des dortigen Bürgerrates für kommunale Klima-
schutz-Maßnahmen angeschlossen hat. Zu den 17 Vorschlägen 
gehört u.a. das Montieren von Solarmodulen auf so vielen Häu-
sern wie möglich, der Bau von mehr Radwegen, autofreie Zonen 
und Tage, ein Pilotprojekt für ein kommunales Heizungsprogramm 
und die Einrichtung eines Klima-Notfall-Prüfungsausschusses, der 
sich aus Experten und Bewohnern zusammensetzen soll.

Ähnliche Bürgerräte gibt es in Brent, Brighton and Hove, 
Croydon, Devon, Lambeth, Lancaster, Leeds, Luton, Newham, 
North of Tyne, Oxford und Sheffield. Wie in Frankreich tagt in 
Großbritannien seit Januar 2020 ein nationaler Klima-Bürgerrat. 

BÜRGERRÄTE ZUR 
KLIMAKRISE

Ein Update

VON THORSTEN STERK UND ANNE DÄNNER

Anne Dänner

Leiterin der Öffentlichkeitsarbeit 

bei Mehr Demokratie.

Thorsten Sterk

Campaigner beim Bürgerrat 

Demokratie.

Dieser nationale Konvent wird, wenn er gut funktioniert, der 
erste in einer Reihe von Konventen zu anderen Themen sein. 
Das Format soll zu einer dauerhaften Struktur unserer Demo-
kratie werden.“ Diese vielversprechende Ankündigung machte 
der französische Ministerpräsident Edouard Philippe beim 
Auftakt des ersten französischen Bürgerrates. Das Thema des 
erwähnten Bürgerrats: Klimaschutz. An sieben Wochenenden 
bis April 2020 tagen die 150 ausgelosten Mitglieder. Eine inter-
nationale Delegation, der auch Mehr Demokratie angehört, war 
beim 6. Wochenende dabei und beeindruckt von der aufwändi-
gen Organisation: Neben einem Stab von „Faktencheckern“ aus 
der Wissenschaft stehen den Bürgerinnen und Bürgern zum 
Beispiel auch Gesprächspartner zur Verfügung, die mit kriti-
schen Nachfragen dafür sorgen, dass die Vorschläge der Gelos-
ten auch wirklich umsetzbar und fundiert sind. 

Bürgerräte werden immer häufiger zur Bewältigung der Kli-
makrise einberufen. Ausgangspunkt ist der Eindruck, dass die 
bestehenden demokratischen Instrumente zur Bewältigung der 
Klimakrise nicht ausreichen und Parlamente viele Bevölke-
rungsgruppen wie Frauen oder junge Menschen nicht ausrei-
chend repräsentieren.

Zum Problem des Lobbyismus kommt noch hinzu, dass Po-
litikerinnen und Politiker oft nach wohlwollender Berichterstat-
tung streben und vor unpopulären Maßnahmen zurückschre-
cken. Nicht nur von der Bewegung Extinction Rebellion werden 
daher Bürger:innenversammlungen zum Klimaschutz gefordert 
– in Deutschland gibt es Initiativen auf Länder-, Kommunal- und 
Bundesebene wie „Klimanotstand Berlin“ oder „Klimamitbe-
stimmung jetzt“ und auch Abgeordnete wie Marco Bülow, die 
geloste Bürgerräte als sinnvolles Instrument zur Bekämpfung 

zu haben. „Ich habe mir Ihre Debatten angehört und sie hätten 
mir geholfen, einige Probleme bei der CO2-Steuer vorauszuse-
hen“, sagte er. Der Präsident räumte ein, einen Fehler bei der 
CO2-Steuer gemacht zu haben. „Ich habe deren soziale Auswir-
kungen nicht nur auf die Ärmsten unterschätzt, sondern auch auf 
Menschen, die weit entfernt von ihrer Arbeit und ihren Schulen 
leben und unter allen möglichen Einschränkungen leiden. Sie 
können mir dabei helfen.“ 

„Neue Formen der Demokratie erfinden“

Auch der der französische Politikwissenschaftler Loic Blondi-
aux hält Bürgerräte für unbedingt notwendig. „Wir müssen 
neue Formen der Demokratie erfinden, das ist unerlässlich. Die 
repräsentative Demokratie hat gut funktioniert: Heute ist sie 
dazu nicht mehr in der Lage“, sagte er zum Start der Convention 
Citoyenne. „Unsere Demokratien stehen vor einer Klimakrise, 
die gefährden könnte, dass sie Demokratien bleiben.“ /

An sieben Wochenenden bis April 2020 tagen die 150 ausgelosten Mitglieder der „Convention Citoyenne pour le Climat“ in Frankreich. 

Fotos:  Katrin Baumann
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(2.) Wenn Uneinigkeit innerhalb einer 
Partei herrscht. Dies war etwa der Fall, 
als in den 1980er Jahren Umweltthemen 
auf die politische Agenda rückten. So be-
schloss etwa Schweden 1978 als erstes 
Land überhaupt den Ausstieg aus der 
Atomkraft. In einer solchen Unsicher-
heitssituation strengen Parteien Referen-
den an, um zu vermeiden, durch eine 
klare Positionierung einen Teil ihrer An-
hänger verlieren.

(3.) Als „people’s shield“, also als In-
strument der Bevölkerung, um Parla-
mentsversagen auszugleichen. Während 
die ersten Typen von Referenden durch 
die jeweilige Regierung bzw. Parla-
mentsmehrheit ausgelöst werden, gibt es 
in nahezu allen europäischen Ländern – 
außer in Deutschland – die Möglichkeit, 
dass die Bevölkerung selber durch Initi-
ativen ein Referendum veranlasst. So 
hatte das italienische Parlament versucht, 
durch ein Gesetz eine Untersuchung 
Berlusconis nicht immer transparentes 
Finanzgebaren zu verhindern. Durch ei-
nen Volksentscheid wurde das Gesetz 
mit einer Mehrheit von 95% widerrufen. 
Berlusconi musste letztlich sein Amt auf-
geben.

(4.) Zur Vermeidung des „Paketprob-
lems“, d.h. dass de facto zu einem be-
stimmten Thema gar keine Wahl stattfin-
den kann, weil alle relevanten Parteien es 
befürworten. Das Beispiel hier war der 
Beitritt Großbritanniens zur europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, der von 
allen drei großen britischen Parteien be-
fürwortet wurde. Um dennoch eine de-
mokratisch eindeutige Legitimation zu 
erlangen und eine reale Option der Ab-
lehnung zu gewähren, wurde damals ein 
Referendum durchgeführt.

Und der Brexit? Das Referendum er-
folgte wahrscheinlich aus den beiden 
erstgenannten Motiven heraus, taktische 
Überlegungen verbunden mit gewichti-
ger Uneinigkeit in den Parteien. Qvor-
trup berichtet mit Informationen aus ers-
ter Hand über die beiden Kampagnen: 

Beim Blick auf die lange Vergangenheit 
von Referenden identifiziert der Autor 
vier Motive, aufgrund derer es in Demo-
kratien zur Durchführung von Referen-
den kommt:

(1.) Aus taktischen Gründen. Als Bei-
spiel wird die Auseinandersetzung zwi-
schen Dänemark und Preußen 1848-51 
genannt, als Preußen die Durchführung 
eines Referendums über die Zugehörig-
keit Schleswigs forderte. Als die Dänen 
militärisch noch überlegen waren, lehn-
ten sie das strikt ab. Später, als dann die 
Preußen die Oberhand gewannen, woll-
ten diese nun ihrerseits von einem Refe-
rendum nichts mehr wissen.

GOVERNMENT BY 
REFERENDUM

Die Rezension eines Brexit-Buchs.

VON HOLGER SCHIELE UND ACHIM WÖLFEL

Nach einer aufsehenerregenden Abstim-
mungskampagne sprachen sich am 23. 
Juni 2016 51,9 Prozent der Wählerinnen 
und Wähler für den Austritt Großbritan-
niens aus der EU aus. Matt Qvortrup, 
Professor für Politikwissenschaft und In-
ternationale Beziehung an der Coventry 
Universität in Großbritannien nahm die 
Brexit-Abstimmung zum Anlass, über 
Referenden und speziell das Brexit-Vo-
tum nachzudenken. Herausgekommen 
ist eine kurzweilige und kenntnisreiche 
Reflexion, die Ende 2018 veröffentlicht 
wurde. Anfang dieses Jahrs vollzog das 
Vereinigte Königreich den Austritt. 
Grund genug, erneut einen Blick in das 
Büchlein zu werfen. 

Der Autor hat sich kurzgefasst. 
„Government by Referendum“ ist kein 
systematisches Überblickswerk, keine 
lange Abhandlung. Das Buch will er ver-
standen wissen als Serie von Anmerkun-
gen, die zum Nachdenken einladen. 
Ganz beiläufig liefert es dabei erfri-
schende Einblicke aus Sicht eines Briten, 
der nah dran war am politischen Gesche-
hen rund um den Brexit. Auf knapp 90 
Seiten befasst sich Qvotrup zunächst mit 
Referenden aus einer historischen Pers-
pektive. Er beleuchtet deren Ursprünge, 
die bis auf die alten Griechen zurückge-
hen und widmet sich danach der Brexit-
Abstimmung. Abschließend widerlegt er 
den Mythos, dass Referenden in erster Linie 
liebgewonnenes Instrument in den Händen 
von Populisten und Demagogen seien. 

REZENSION

Matt Qvortrup:

„Government by referendum“,

Manchester University Press,

ISBN: 978-1-5261-3003-7, 13,00€

Vermeidung des „Kontrollverlusts“ als 
Leitmotiv der Brexiteers. „Project fear“, 
also die Betonung möglicher Nachteile 
eines Austritts für England, aufseiten der 
Remainers. Am Ende könnte indes ein 
Ereignis in Deutschland den Ausschlag 
gegeben haben: Köln 2015. Nachdem es 
in der Silvesternacht zu massenhaft se-
xuellen Übergriffen gekommen war, 
griffen die Brexiteers das Ereignis umge-
hend für ihre Zwecke auf. Die demosko-
pischen Ergebnisse kippten.

Kritisch anzumerken bleibt, dass es 
sich Qvortrup mit der Betonung einzel-
ner Ereignisse vielleicht etwas leicht 
macht, eine Erklärung für das Brexit-
Votum zu finden. Schließlich wurde fast 
vier Jahre später das Referendum bei der 
vorgezogenen Parlamentswahl indirekt 
bestätigt, obwohl die Abstimmungskam-
pagnen längst verblasst waren. Auch 
lässt das Buch zuweilen einen roten Fa-
den vermissen. Offenbar sollte es noch 
aktuell zum Brexit erscheinen. Dies ist 
gelungen und tut der gewinnbringenden 
Lektüre des Buchs keinen Abbruch. Das 
Buch wird auch noch Jahre nach dem 
Brexit aktuell bleiben – als kleine Ge-
schichte des Referendums und als ein 
Versuch, erste Schritte zur Entwicklung 
einer Referendumstheorie vorzulegen. /

Holger Schiele

Professor für Technologiemanage-

ment an der Universität Twente (NL) 

und Mitglied im Landesvorstand von 

Mehr Demokratie NRW.

Achim Wölfel

Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter 

bei Mehr Demokratie NRW.
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BUNDESLÄNDERBUNDESLÄNDER

teilzunehmen. Am Tag selbst wird es unterschiedliche Möglich-
keiten geben, die Visionen der Petentinnen und Petenten und 
bereits existierender Wandelbewegungen kennenzulernen, zu 
verstehen und aktiv zu werden. 

Heute

Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses ist aufgrund der Coro-
na-Krise nicht mehr sicher, ob das Event am 12.06. in dieser 

Form stattfinden kann. Eines ist aber klar: Ein großes 
Demokratie-Festival wird es geben. Ein bisschen 

war und ist der Weg zu 12062020Olympia des-
halb wie unsere Demokratie selbst: stetig un-
vollendet. Es ist aber kein Spiel mit unserer 
Demokratie. Es ist ein Experiment. Wie 
schlimm wäre es, wenn wir solche Experimente 

nicht wagen würden, weil wir Angst haben, zu 
scheitern? Oder weil wir uns nicht trauen, uns Uto-

pien vorzustellen? Unser Motto bei Mehr Demokratie: 
„Wenn wir aufhören die Demokratie zu entwickeln, fängt die 
Demokratie an aufzuhören.“ Natürlich kommen beim „Entwi-
ckeln“ manchmal Hürden zu Tage, vielleicht klappt es nicht rei-
bungslos. Dennoch sollten in den momentanen Zeiten von ge-
sellschaftlichen Spaltungstendenzen, Filterblasen und 
Anfeindungen in sozialen Netzwerken dankbar sein für jedes 
noch so spontane Experiment. Ob Experimente glücken, können 
wir manchmal erst sehen, wenn wir einfach mal loslegen. /

muss auf den Boden der Tatsachen zurückgeholt werden. Das 
Ziel ist ja gut und schön – der Weg dorthin noch lange nicht. 
Der Kontakt

Wir von Mehr Demokratie waren auch skeptisch und auch ein 
bisschen neidisch, dass wir diesen Schritt selbst noch nicht ge-
gangen sind. Anstatt sich von der Größe der Idee, der Utopie 
abschrecken zu lassen, wollten diese Menschen es einfach aus-
probieren. Einfach loslegen. Das klang für uns ziemlich 
verrückt.Keine Überraschung war es allerdings für 
uns, dass die Initiatorinnen und Initiatoren an 
unsere Tür klopften. Wir haben die Expertise 
für die “Wie-Fragen” – die Macherinnen und 
Macher des Projektes sind beim Thema De-
mokratie eher Laien auf dem Gebiet. Wir ha-
ben uns nicht abgewandt, als wir gefragt wur-
den, sondern das getan, was wir am besten 
können: Anstatt - wie viele andere - uns auf das 
Anprangern und Offenlegen von Missständen zu be-
schränken, haben wir uns ans Werk gemacht, die Veranstaltung 
konstruktiv zu verbessern und konkrete Lösungen angeboten.

Schon nach kurzen Gesprächen wurde klar, dass der bunte 
Haufen an Initiatorinnen und Initiatoren – mittlerweile hatten 
sich viele Menschen über den Kondomhersteller hinaus gefun-
den, die die Utopie wahr werden lassen wollten – das Herz am 
richtigen Fleck hat und Alle vor allem gewillt sind, alles dafür 
zu tun, dass der 12.06.2020 nicht nur eine große Party, sondern 
ein echte Bereicherung für die Demokratie wird.  

Das Bild der Öffentlichkeit war dazu konträr: Philip Siefer, 
Chef der Kondomfirma Einhorn und einer der Menschen, der 
die Idee zu dem Projekt hatte, äußerte sich in einem Interview 
mit dem Journalisten Thilo Jung in einem Satz missverständ-
lich. Menschen auf Twitter, Facebook und Co. überboten sich 
darin, die Unterstützerinnen und Unterstützer des Projektes an-
zufeinden und die Initiative zu diskreditieren.

Das neue Konzept

Das nahm uns nicht den Wind aus den Segeln, im Gegenteil. Wir 
machten uns wochenlang daran, die Utopie in reale Möglichkei-
ten zu übersetzen. Mitte Februar stand dann das umfangreiche 
und für uns demokratische Konzept, das jetzt umgesetzt wird. 
Der digitale Marktplatz zum Austausch über die Petitionen ist 
die Open-Source Beteiligungssoftware Consul. Durch das 
12062020-Projekt haben wir endlich die Chance, diese weltweit 
bereits von über 100 Städten genutzte Software, die sogar schon 
von der UN ausgezeichnet wurde, auch in Deutschland zu etab-
lieren. Expert:innenräte begutachten die Petitionen, geben Emp-
fehlungen ab und helfen den Petentinnen und Petenten, ihre Vi-
sionen so zu formulieren, dass sie juristisch und wissenschaftlich 
fundiert sind und auf der Bundestagsplattform hochgeladen wer-
den können. 20.000 bis 30.000 Tausend Tickets werden verlost, 
sodass alle Menschen die gleiche Chance haben, an dem Event 

MEHR ERFAHREN!

Hier erfahren Sie alle weiteren Infos zum 

12062020-Projekt und wie Sie über die Consul-

Plattform mitdiskutieren und mitentscheiden 

können: https://12062020.de

oder über den QR-Code:

Die Utopie.

VON MARIE JÜNEMANN UND

 ANSELM RENN

An einem Freitag im Juni, genauer am 12.06.2020, 
um 8:00 Uhr morgens werden bis zu 90.000 Men-
schen in das Olympiastadion in Berlin strömen 
und sich auf den Rängen des Stadions niederlas-
sen. Soweit, so gewöhnlich. Bis hierhin könnte es 
sich um ein ganz alltägliches Sportevent handeln 
oder vielleicht auch um ein Konzert von einer be-
kannten Künstlerin. oder einem bekannten Künst-
ler. 

Aber alles was an diesem Tag folgen wird, hat 
das Olympiastadion noch nicht erlebt und ist weit 
von alltäglich und gewöhnlich entfernt. Die Men-
schen auf den Zuschauerrängen sind weder gekom-
men, um Manschaften anzufeuern oder einem 
Konzert zu lauschen. Nein! Sie sind gekommen, um Neues zu 
erfahren, voneinander zu lernen, sich austauschen, zu diskutie-
ren und sich demokratisch zu streiten. Es geht um nicht weniger 
als die Zukunft, um die Zukunft von uns allen, und die damit 
immer verbundene Frage, wie wir miteinander leben wollen. Es 
soll um die ganz großen Themen gehen: Klima, Demokratie, 
soziale Gerechtigkeit. Am Ende des Tages will man sich auf 
etwa ein dutzend Bundestags-Petitionen geinigt haben, die den 
Veränderungswillen kanalisieren, und diesen Großimpuls hin-
aus aus dem Olympiastadion hinein in den Bundestag, in die 
Zeitungsredaktionen und damit in die Mitte der Gesellschaft 
tragen sollen.
Stop! Was haben Sie da gerade gelesen? Nehmen Sie sich einen 
kurzen Moment und lassen sie es nochmal auf sich wirken. Was 
soll da am 12.06.2020 passieren? Tausende Menschen diskutieren 
im Olympiastadion wie wir die (ganze) Welt verbessern sollen?   
Das klingt nach Größenwahn, nach Naivität, ja - nach Überheb-

lichkeit. Es erinnert irgendwie an eine zu groß ge-
ratene Variante der attischen Demokratie. Das 
Olympiastadion als Agora? Wie soll man ein sinn-
volles Gespräch mit so vielen Menschen führen?

Bemerken Sie es auch? Da sprudeln noch tau-
sende “Wie-Fragen” an die Oberfläche. Wie soll 
etwas Vernünftiges dabei herauskommen? Wie sol-
len die sich so viele Menschen in so kurzer Zeit auf 
etwas einigen können. Und wie soll das nun genau 
in die Politik einfließen? 

Ein schlechter Start

Nochmal von Vorne: Alles begann am 21.11.2019 
mit dem Start einer Crowdfunding Kampagne, ge-

startet von einem nachhaltigen Kondomhersteller. Die Ankün-
digung: 90.000 Leute kommen am 12.06.2020 im Olympiasta-
dion in Berlin zusammen und verabschieden  gemeinsam eine 
Petition nach der anderen zu Themen, die der Gesellschaft auf 
den Nägeln brennen. An Weihnachten schaffte es die Kampag-
ne überraschend ihr Crowdfunding-Ziel von 1,8 Millionen Euro 
zu erreichen. 
Gleichzeitig kamen die Wie-Fragen auf - und damit ein Sturm 
auf allen Kanälen. Kritische Stimmen wurden laut: 30 Euro für 
ein Ticket?! Eine Bürger:innenversammlung für alle geht so 
nicht. Petitionen? Ein Instrument zum Agenda Setting können 
sie sein, verbindlich sind sie noch lange nicht. Die Kernfrage: 
Wie will man mit 90.000 Menschen einen fruchtbaren Aus-
tausch und eine sachliche Diskussion ermöglichen? All diese 
Schwächen wurden in den sozialen Kanälen, in den Medien, 
von Expertinnen und Experten herausgekehrt, der Finger in die 
Wunde des Größenwahns gelegt. Es wurde klar: Die Utopie 

12062020 OLYMPIA

Anselm Renn
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EUROPA & INTERNATIONAL EUROPA & INTERNATIONAL

schen Parlament vor. Art. 38 Grundgesetz legt ein Wahlalter 
von 18 Jahren fest – allerdings nur für die Bundestagswahl. 

n Damit steht bei den EU-Wahlen jedem Staats- und EU-Bürger 
das Wahlrecht ohne Alterseinschränkung zu. Es gilt Art. 3 Abs. 
1 Grundgesetz: „Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.“ 

n Das Wahlalter für die EU-Wahl wird in § 6 EU-Wahlgesetz 
auf 18 Jahre festgelegt. Da aber das Grundgesetz kein Wahl-
alter für die EU-Wahl festlegt, greift § 6 in das Grundrecht 
aus Art. 3 ein. Das ist verfassungswidrig. 

n Der Ausschluss von 16- und 17-Jährigen verstößt auch gegen 
das Demokratieprinzip, das in Art. 20 Abs. 2 Grundgesetz 
festgelegt ist („Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie 
wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch 
besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Ge-

Mehrere Jugendliche haben Einspruch beim Bundestag gegen 
die EU-Wahl vom 26. Mai dieses Jahres eingelegt, weil sie auf-
grund ihres Alters noch nicht wählen durften. Diese Einsprüche 
sind vom Bundestag abgewiesen worden. Dagegen besteht die 
Möglichkeit, Wahlprüfungsbeschwerde beim Bundesverfas-
sungsgericht einzureichen. Das haben 14 Jugendliche gemein-
sam mit Mehr Demokratie getan. Als Prozessbevollmächtigte 
konnten wir die Professoren Dr. Hermann Heußner und Dr. 
Arne Pautsch, beide Mitglied im Kuratorium von Mehr Demo-
kratie, gewinnen.

Die juristische Argumentation 

n Weder das Grundgesetz noch das Europarecht schreiben ein 
Mindestalter für die Teilnahme an den Wahlen zum Europäi-

EU-WAHL AB 16!

Einen Tag vor Heiligabend haben 14 Jugendliche gemeinsam mit Mehr Demokratie 

eine Wahlprüfungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht eingereicht. Damit soll 

das Wahlrecht für 16- und 17-Jährige durchgesetzt werden.

VON NICOLA QUARZ UND RALF-UWE BECK

Am 23.12.2019 haben haben Jugendliche eine Wahlprüfungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe eingereicht. Von 

links nach rechts: Nicola Quarz, Prof. Dr. Arne Pautsch, Julius Küffner, Lukas Küffner, Arno Jestädt, Prof. Dr. Hermann Heußner und 

Ralf-Uwe Beck.

walt und der Rechtsprechung ausgeübt.“). Wer nicht wählen 
darf, wird in seinem Recht auf Demokratie verletzt. 

n Von der Wahl ausgenommen darf nur sein, wer nicht ein-
sichts- und urteilsfähig ist. 16- und 17-Jährige aber sind hin-
reichend einsichts- und urteilsfähig, um eine vernünftige 
Wahlentscheidung zu fällen. 

n Der Entzug des Wahlrechts bringt die 16- und 17-Jährigen 
um ihr demokratisches Existenzminimum. Sie haben keine 
Stimme mehr, haben aber die meisten Lasten der Gesetze zu 
tragen, die von Abgeordneten beschlossen wurden, an deren 
Wahl sie nicht beteiligt waren. 

n Der Bundestag hat mit Gesetz vom 18. Juni 2019 den Aus-
schluss vollständig betreuter Menschen von EU- und Bun-
destagswahlen abgeschafft. Damit haben alle volljährigen 
Personen das Wahlrecht, unabhängig von ihrer persönlichen 
Einsichts- und Urteilsfähigkeit. Spätestens seit diesem Ge-
setz wäre es absurd, Personen, die zweifelsfrei einsichts- und 
urteilsfähig sind, das Wahlrecht vorzuenthalten. 

n Das Argument, das Wahlalter müsse an die Volljährigkeit ge-
koppelt sein, zieht nicht. Der Bundestag selbst hat sich von 
dieser Abhängigkeit getrennt: Das heutige Wahlalter für die 
Bundestagswahl wurde 1972 beschlossen, die Volljährigkeit 
erst 1975 auf 18 Jahre gesenkt. Für die Bundestagswahl 1972 
waren also Volljährigkeit und Wahlalter nicht identisch. Das 
ist auch nicht notwendig, denn bei einer Wahl handelt es sich 
um ein Massenverfahren, bei dem der Einzelne auf ein Ange-
bot reagiert, dieses aber nicht gestalten kann. Das unterschei-
det den Wahlakt vom allgemeinen Rechtsverkehr, für den die 
Volljährigkeit notwendig ist. /

WEITERE INFORMATIONEN

Zu den politischen Argumenten für die Mehr 

Demokratie-Position, das Wahlalter grundsätzlich 

auf 16 Jahre abzusenken, siehe auch den Beitrag im 

md magazin, 3/2019, S. 4f. 

Mehr Informationen, den gesamten Schriftsatz und 

Hintergrundmaterial finden sie hier: 

oder über den QR-Code:

Ralf-Uwe Beck

Bundesvorstandssprecher von Mehr 

Demokratie.

Nicola Quarz

Juristin bei Mehr Demokratie.
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2. Was ist die Herausforderung für die EU?

Zunächst einmal: Ein Beteiligungsprozess in einer solchen Di-
mension ist noch nie versucht worden. Wir sprechen hier über 
die Beteiligung von 500 Mio. Menschen aus 27 Ländern mit 24 
Amtssprachen. Wir betreten hier absolutes demokratiepoliti-
sches Neuland! Hut ab dafür, dass die EU-Organe sich trauen, so 
etwas überhaupt anzudenken und zu planen und nicht gleich zu 
sagen: „Geht nicht!“ Das war in der Vergangenheit oft anders.

Von diesen (nicht zu unterschätzenden) „Äußerlichkeiten“ 
abgesehen, sehe ich vor allem zwei Herausforderungen. Erstens 
müssen die EU-Organe es hinbekommen, sich soweit aus dem 
Prozess herauszuhalten, dass die Bürgerinnen und Bürger auch 
wirklich zu Wort und deliberative Prozesse in Gang kommen. 
Die Stärke von Beteiligungsformaten mit Zufallsteilnehmenden 
besteht ja gerade darin, dass Menschen mit unterschiedlichem 
Hintergrund miteinander ins Gespräch kommen und zusammen 
Vorschläge finden, die im gewöhnlichen politischen Prozess 
nicht gefunden werden können, weil er durch parteitaktische, 
machtpolitische oder ideologische Interessen deformiert ist. Die 
bisherigen Erfahrungen mit Beteiligungsformaten der EU waren 
aber eher so ausgerichtet, dass die verschiedenen Stakeholder 
ihre Sichtweisen und Interessen äußern konnten und diese 
„wohlwollend zur Kenntnis genommen“ wurden. Es oblag dann 
am Ende immer der Kommission, aus diesem widersprüchlichen 
„Wunschkonzert“ eine politische Linie zu formen, die letzten 
Endes wenig überraschend in einem „Weiter so“ bestand. Dies 
soll erklärtermaßen dieses Mal nicht der Fall sein, aber die bis-
her vorliegenden Überlegungen aus Kommission, Rat und Par-
lament sind in diesem Punkt nicht so klar, dass man es wirklich 
ausschließen kann. 

Die zweite Herausforderung wird darin bestehen, das wie 
auch immer gemeinsam Vereinbarte am Ende auch umzusetzen.

 
3. Wie wird der Dialogprozess aussehen?

Bis jetzt hat lediglich das EU-Parlament in seiner Entschließung 
vom 15. Januar hierzu ausführlich Stellung genommen. Derzu-
folge soll es thematische „Bürgerforen“ (Citizens‘ agoras) mit 
200 – 300 ausgelosten Teilnehmenden geben, die „mindestens 

1. Worum geht es bei der Konferenz?

Die „Konferenz zur Zukunft Europas“ ist ein Projekt der Kom-
missionspräsidentin Ursula von der Leyen. Sie hat es in den 
„Politischen Leitilinien für die künftige Europäische Kommis-
sion“ letzten Sommer angekündigt für den Fall, dass sie vom 
EU-Parlament als Kommissionspräsidentin bestätigt wird. 
Nachdem ihrer Wahl im Juli 2019 hat sie dann auch gleich los-
gelegt. Diese Konferenz soll ungefähr zwei Jahre dauern. Das 
Ziel aus Sicht der Kommissionspräsidentin ist: „Neuer Schwung 
für die Demokratie in Europa ... mehr Mitsprache für Europäe-
rinnen und Europäer ... Diese Konferenz soll die Europäerinnen 
und Europäer zusammenbringen und unseren jungen Men-
schen, der Zivilgesellschaft und den europäischen Institutionen 
als gleichberechtigten Partnern eine starke Stimme geben.“ Sie 
hat sich in diesen Leitlinien verpflichtet, das auf dieser Konfe-
renz Vereinbarte weiterzuverfolgen einschließlich gesetzgebe-
rischer Maßnahmen. Auch Vertragsänderungen, falls erforder-
lich, werden nicht mehr ausgeschlossen. „Vertragsänderungen“ 
ist ein wichtiges Stichwort in diesem Zusammenhang. Nach 
dem Brexit war von Seiten aller EU-Organe (Kommission, Par-
lament, Rat) zwar immer betont worden, dass die EU sich än-
dern müsse, aber Vertragsänderungen wurden damals katego-
risch ausgeschlossen, aus Angst vor einer populistischen 
Demontage der EU. Die EU-Verträge können nur geändert wer-
den, wenn alle Mitgliedsstaaten zustimmen. Diese Zustimmung 
erfolgt durch die nationalen Parlamente, und in einigen Fällen 
ist sogar ein nationales Referendum vorgeschrieben. Es ist also 
ein komplexer politischer Prozess, der EU-kritischen und 
-feindlichen Kräften eine politische Bühne verschaffen könnte, 
so die Befürchtung damals. Nach der EU-Wahl im Mai 2019 
wurde aber deutlich, dass die Bürgerinnen und Bürger in der 
EU in großer Mehrheit hinter der EU stehen. Mit diesem Rück-
halt soll nun versucht werden, eine Reform in allen Bereichen 
der EU anzustoßen. Dass Vertragsänderungen nicht mehr aus-
geschlossen werden, ist ein positives Zeichen dafür, dass der 
Reformwille ernsthaft ist. Die EU soll transparenter, effektiver, 
demokratischer und sozialer werden. Dies wird ohne Vertrags-
änderungen nicht möglich sein.

AUF DEM WEG ZUR 
ZUKUNFT DER EU

VON STEFAN PADBERG
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Dass Vertragsänderungen nicht 
mehr ausgeschlossen werden, ist ein 

positives Zeichen dafür, dass der 
Reformwille ernsthaft ist. Die EU 
soll transparenter, effektiver, de-

mokratischer und sozialer werden. 
Dies wird ohne Vertragsänderungen 

nicht möglich sein.

noch unklar. Es muss am Ende eine interinstitutionelle Verein-
barung zwischen den drei wichtigen EU-Organen getroffen wer-
den, damit die Zukunftskonferenz beginnen und ihre Ergebnis-
se auch rechtsgültigen Einfluss auf die EU-Politik nehmen 
können. Das Parlament wünscht sich, dass die Konferenz am 9. 
Mai, dem Europatag, beginnen soll. Insofern sollte sich insbe-
sondere der Rat der Regierungen mit seinen Gegenvorschlägen 
jetzt ein bisschen beeilen.

Im AK Europa haben sich Mitglieder mit den Vorschlägen 
des EU-Parlaments beschäftigt und sie einer kritischen Würdi-
gung unterzogen. Im Ergebnis stellen wir folgende Defizite bzw. 
Unklarheiten fest:
n Eine von den Bürgerinnen und Bürgern gesteuerte Themen-

findung muss noch deutlich verbindlicher gestaltet werden. 
Dabei dürfen die Vorschläge des EU-Parlaments für die zu 
behandelnden Themen den Bürgerforen nicht aufoktroyiert 
werden. Vorschläge für einen partiellen Rückbau von EU-
Kompetenzen dürfen nicht unter den Tisch fallen.

n Für die Themenfindung könnten nationale und/oder regiona-
le Bürgerkonferenzen hilfreich sein.

n Die Themenforen müssen durch nicht-institutionelle profes-
sionelle Träger organisiert werden, die die Neutralität des 
Beratungsprozesses garantieren und eine ausreichende Deli-
beration sicherstellen.

n Das Konferenzplenum berät die Bürgerforen und hilft ihnen 
dabei, umsetzbare Vorschläge zu entwickeln.

n Kommission, Parlament und Rat verpflichten sich in der in-
terinstitutionellen Vereinbarung dazu, die Vorschläge der 
Konferenz umzusetzen.

n Um sicherzustellen, dass die Beratungen bürgerorientiert und 
ergebnsioffen durchgeführt werden, schlagen wir vor, dass 
nach der Konferenz ein EU-weites Referendum stattfindet, in 
dem das Beratungsergebnis durch die Bürgerinnen und Bür-
ger der EU bestätigt werden muss. 

n Falls ein Vertragsänderungskonvent einberufen werden 
muss, wird in der interinstitutionellen Vereinbarung in geeig-
neter Form sichergestellt, dass dieser die Vorschläge eins zu 
eins verabschiedet.

4. Was soll mit den Ergebnissen passieren?

Kommission und Parlament haben klipp und klar erklärt, dass 
sie alles umsetzen werden, was sich an Gesetzgebung aus der 
Zukunftskonferenz ergibt. So deutlich haben sich die Regierun-
gen im Rat bis jetzt noch nicht festgelegt. Aber ohne sie wird 
vieles nicht umgesetzt werden können, zum einen, weil es ihrer 
Zustimmung im Rat bedarf, und zum anderen, weil alles, was 
auf EU-Ebene an Gesetzen beschlossen wird, erst noch in die 
nationale Gesetzgebung eingespeist werden muss, bevor es Gül-
tigkeit bekommen kann. 

zweimal“ tagen sollen. Außerdem soll ein extra „Jugendforum“ 
eingerichtet werden, das „mindestens“ zu Beginn und am Ende 
der Zukunftskonferenz tagen soll. Auf der anderen Seite soll es 
ein „Konferenzplenum“ geben, das sich aus Vertretern aller re-
levanten EU-Institutionen zusammensetzen soll: Parlament, 
Kommission, Regierungen, nationale Parlamente, Ausschuss 
der Regionen und der Wirtschafts- und Sozialausschuss. Hier 
soll das Parlament als einzige gewählte EU-Institution die Füh-
rung übernehmen. 

Das Konferenzplenum soll mindestens achtmal tagen. Es 
wird dabei die Vorschläge aus den thematischen Bürgerforen 
anhören und in politische Gestaltungsvorschläge überführen – 
oder sie mit öffentlicher Begründung „im Dialogformat“ ableh-
nen. Die Schnittstelle Bürgerforen – Konferenzplenum ist dabei 
die entscheidende für das Gelingen der Bürgerbeteiligung. Wer-
den die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Bürgerforen genü-
gend Zeit und Resourcen haben, sich eine eigene Meinung zu 
bilden? Und wie geht das Konferenzplenum mit ihren Vorschlä-
gen um? Dazu steht leider recht wenig in der Entschließung des 
Parlaments. Der Präsident der Zukunftskonferenz soll Guy Ver-
hofstadt werden, ein bekannter liberaler Parlamentsabgeordne-
ter, der ein vehementer Befürworter einer weiteren Stärkung der 
EU-Organe ist. Ob sich unter seiner Führung ein ergebnisoffe-
ner Prozess in der Zukunftskonferenz etablieren wird, ist unter 
dem Blickwinkel der bisherigen Erfahrungen fraglich. Es wird 
– auch für ihn persönlich – eine große Herausforderung werden.
Sehr positiv ist, dass das Parlament sich für eine vollständige 
Öffentlichkeit aller Sitzungen des Konferenzplenums und der 
Bürgerforen ausgesprochen hat. Alle Papiere sollen im Internet 
einsehbar, alle Sitzungen per Webstream live erlebbar sein usw.. 
Die Beteiligung der „organisierten Zivilgesellschaft“, von Uni-
versitäten, Forschungseinrichtungen und Denkfabriken in der 
ganzen EU wird ausdrücklich erwähnt und erwünscht. Reise-
kosten, Spesen, Verdienstausfälle und Sonderurlaube sollen 
verhindern, das Geldgründe die Bürgerinnen und Bürger und 
Organisationen an der Beteiligung hindern.

Die EU-Kommission hat darauf am 20. Januar mit einer 
„Mitteilung“ reagiert, die ich aber als nicht sehr konkret emp-
finde, was die Konferenzstruktur selber angeht. Viele Ideen, die 
dort geäußert werden, zielen auf Maßnahmen zur Steigerung der 
öffentlichen Wahrnehmung ab. Das ist auf jeden Fall auch wich-
tig, aber hilft im Moment nicht so viel weiter. Positiv zu vermer-
ken ist, dass die zuständige Kommissarin Dubravka Suica im 
Augenblick durch viele Mitgliedsländer reist und sich die ver-
schiedenen Beteiligungsverfahren in der Praxis ansieht. Die vor 
kurzem ins Leben gerufenen Bürgerräte in Brüssel und Ostbel-
gien empfand sie als vorbildlich. Insofern darf man hoffen, dass 
der Meinungsbildungsprozess in der Kommission selbst noch 
nicht abgeschlossen ist. Wie der Rat sich positionieren wird, ist 
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ge zu politischen Entscheidungen herzustellen und viel mehr 
Bürgerinnen und Bürger an ihnen teilhaben zu lassen. Und hier 
waren viele Menschen, die genau das verwirklichen wollen, oder 
sogar schon dabei sind, es in ihren Städten umzusetzen. Seien 
es die Software-Spezialisten aus Porto Alegre, die Vertreterin-
nen und  Vertreter aus Lima, die Expertinnen und Experten für 
Bürgerräte aus Oregon und Irland oder die Abgesandten aus 
Somalia, die unter anderem Consul in Mogadischu implemen-
tieren wollen. In der Luft lagen Glaube an die Zukunft und Ver-
trauen in die Gesellschaft und in die Möglichkeiten der Technik.

 Von New York bis Madrid, von Turin bis Buenos Aires ver-
suchen Städte, ihr Miteinander mithilfe von modernen Techno-
logien offener, transparenter und partizipativer zu gestalten. Sie 

Im Herbst 2018 kamen wir mit einer besonderen Energie aus 
Madrid zurück nach Deutschland. In den Tagen zuvor waren wir 
zu Gast auf der „ConsulCon“. Ein regelmäßiges Treffen all de-
rer, die sich an der digitalen Partizipationsplattform “Consul” 
beteiligen. Organisiert wurde das Treffen vom Madrider Stadtre-
ferat für Bürgerbeteiligung, das die Plattform seit 2015 entwi-
ckelt. Es war eine bunte Gemeinschaft, die sich dort zusammen-
fand: von Vertreterinnern und Vertretern der beteiligten Städte, 
bis hin zu Entwicklerinnen und Entwicklern sowie Aktivistinnen 
und Aktivisten aus aller Welt. 

Es lag etwas in der Luft: Überall wollen die Menschen mit-
bestimmen und wo geht das besser als vor der eigenen Haustür? 
Neue Technologien können uns dabei helfen, einfachere Zugän-

ANGEKOMMEN! 

Digitale Bürgerbeteiligung ist mit Consul jetzt auch in Deutschland gelandet.

VON SIMON STROHMENGER UND ANSELM RENN

Stefan Padberg

Koordinator des AK „Europa und 

Welt“ bei Mehr Demokratie.

Ein ganz schwieriges Thema sind hierbei Vertragsänderun-
gen. Laut Art. 48 EUV haben die Regierungen bei Vertragsän-
derungen eine sehr starke Position. Welche Regierungen in zwei 
Jahren im Rat sitzen und wie sie zu den Vorschlägen der Zu-
kunftskonferenz stehen werden, wissen wir jetzt noch gar nicht, 
zumal wir die Vorschläge der Zukunftskonferenz ja auch noch 
gar nicht kennen. Es wäre fatal, wenn das Beratungsergebnis am 
Ende an fehlenden Mehrheiten im Rat scheitern würde. Damit 
wäre der ganze Beteiligungsimpuls und u.U. sogar der ganze 
Reformprozess auf Jahre hinaus desavouiert, mit unabsehbaren 
Konsequenzen für das Verhältnis der EU zu ihren Bürgerinnen 
und Bürgern. /

WEITERE INFORMATIONEN! 

Weitere Informationen zum Thema „Konferenz zur 

Zukunft Europas“ finden Sie unter:

www.transforming-europe.eu/de/artikel/auf-dem-

weg-zur-konferenz-ueber-die-zukunft-der-eu

oder über den QR-Code:

Anzeige

Ihr Nachlass, damIt  
wIr NIcht NachlasseN, 

für mehr demokratIe 
eINzutreteN.

Sie überlegen, Mehr Demokratie 
in Ihrem Testament zu bedenken?

Gerne senden wir Ihnen unsere 
Broschüre zum thema erbschaften zu.

Ihre ansprechpartnerin:
katrin tober

Bernhardstr. 7
28203 Bremen

telefon 0421-79 46 370
testament@mehr-demokratie.de
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onellen Instrumenten der Bürgerbeteiligung – wie 
Bürgerversammlungen oder Bürgerräten – entsteht eine aktive-
re Stadtgesellschaft und mehr Verständnis füreinander, welches 
ausgehend von den Kommunen auch die anderen politischen 
Ebenen beeinflusst.

Darauf wollen wir auch in Deutschland nicht verzichten. An-
gespornt durch die positiven Erfahrungen, die wir in Madrid 
gemacht hatten, haben wir es uns zur Aufgabe gemacht, Consul 
nach Deutschland zu bringen. Im Mai letzten Jahres haben wir 
uns dafür das “Go” auf der Mitgliederversammlung geholt. Im 
Anschluss begann dann die Arbeit: Wir haben uns in die Soft-
ware eingearbeitet und diese ins Deutsche übersetzt, Informati-
onsmaterial erstellt, gezielt das Gespräch mit kommunalen Ver-
treterinnen und Vertretern gesucht und immer wieder Consul 
vor Ort präsentiert. Das Ergebnis hat uns durchaus überrascht: 
Detmold verwendet ab März als erste deutsche Stadt Consul und 
eine ganze Reihe weiterer Städte haben konkretes Interesse ge-
äußert oder befinden sich schon in Prüfverfahren zur baldigen 
Anwendung – und das nach ein paar Monaten!

So hat der Münchner Stadtrat fraktionsübergreifend nach 
einem Antrag der SPD einen Prüfauftrag zur baldigen Umset-
zung beschlossen. Einen ähnlichen Antrag hat auch die ÖDP in 
Passau eingebracht, die SPD in Treuchtlingen, sowie unser Bun-
desvorstand Bertram Böhm in Eching. Konkretes Interesse ha-
ben zudem die Bürgermeister in Castrop-Rauxel, Plön und Baut-
zen, sowie die Bayern-SPD angemeldet. Zusätzlich sind wir 
noch mit vielen weiteren großen und kleinen Städten in ganz 

alle nutzen seit Kurzem die Demokratie-Software Consul. Diese 
ermöglicht Debatten, Bürgervorschläge, Abstimmungen, kolla-
borative Prozesse und Bürgerhaushalte und ist dabei sehr ein-
fach auf die Bedürfnisse einer Stadt anpassbar. Consul wurde 
2015 in Madrid als Open-Source Software entwickelt und hat 
seitdem einen internationalen Siegeszug angetreten: knapp 140 
Städte und Institutionen nutzen mittlerweile die Plattform, die 
sowohl von der UN als auch von der EU ausgezeichnet wurde.

Dennoch waren keine institutionellen Vertreter aus Deutsch-
land auf der ConsulCon in Madrid. Dies lag nicht an fehlendem 
Interesse, sondern – wie wir später feststellen sollten – an feh-
lendem Wissen. In Deutschland war Consul damals nahezu un-
bekannt. Dabei hatte sich auf dem Kongress klar gezeigt, wie 
wichtig Consul für die demokratische Kultur sein kann. Wir 
kennen aus der konventionellen Bürgerbeteiligung zwei große 
Probleme: Zum einen ist die Reichweite beschränkt und zum 
anderen beteiligen sich immer die Gleichen. 

Mit Consul haben wir jedoch die Möglichkeit, die Bürgerin-
nen und Bürger einfacher und zeitgemäßer am Stadtgeschehen 
zu beteiligen und stellen der Verwaltung und Politik einen Seis-
mographen zur Verfügung. Denn im Gegensatz zu den bisheri-
gen Erfahrungen, lässt sich durch digitale Bürgerbeteiligung die 
Reichweite massiv erhöhen. Alleine in Madrid sind mehr als 
500.000 Menschen angemeldet und gestalten Prozesse mit mehr 
als einer Viertelmillion Teilnehmenden. Dementsprechend wer-
den Milieus erreicht, die zuvor kaum partizipiert haben – insbe-
sondere auch jüngere Menschen. In Kombination mit konventi-

Anselm Renn

Kampagnen- und Öffentlichkeits-

arbeiter bei Mehr Demokratie. 

Simon Strohmenger

Presse- und Öffentlichkeitsarbei-

ter bei Mehr Demokratie Bayern.

Deutschland im Gespräch. Überall stoßen wir auf großes Inter-
esse. Ein Vorteil ist dabei – neben der kostenlosen Verfügbarkeit 
– die Anpassungsfähigkeit an die Bedürfnisse der Stadt: Fünf 
unterschiedliche Beteiligungsmodule können mit wenigen 
Klicks, je nach Bedarf, aktiviert werden. So startet Detmold mit 
einem kollaborativen Verfahren zur Digitalstrategie, Castrop-
Rauxel und Eching diskutieren, Consul für den Bürgerhaushalt 
einzuführen, München und Passau wollen das Debatten-Tool 
und das Vorschlagswesen nutzen. Ähnlich zeigt sich das auch 
im internationalen Vergleich: New York nutzt das Bürgerbudget, 
Kolumbien und Uruguay kollaborative Prozesse zur Entwick-
lung einer Nachhaltigkeits-Agenda auf nationaler Ebene, und 
Madrid alle zur Verfügung stehenden Instrumente inklusive 
Abstimmungen (online und offline). Consul wird auch im Vor-
feld für das Demokratie-Event Olympia 12062020 genutzt. Nach 
einigen kleinen Umbauten kann die Software nun als als Instru-
ment zur Einreichung, Diskussion und Bewertung von Petitio-
nen genutzt werden.

Unser Ziel ist es, bis Ende 2021 ein Netzwerk von mindes-
tens 20 Städten aufzubauen, die Consul nutzen – und der Zeit-
punkt scheint perfekt dafür: Die Menschen wollen mitreden. 
Immer wieder scheitern Großprojekte. Das ist auch in den Kom-
munen angekommen. Zudem sind die Mängel konventioneller 
Bürgerbeteiligung nicht nur für die Bürgerinnen und Bürger 
frustrierend, sondern nicht selten auch für die Verwaltungen, die 
trotz großen Aufwands ein nur geringes Interesse beklagen. Das 

Internet bietet uns jedoch die Möglichkeit, einen barrierefreien 
Zugang zu Diskussionen und Entscheidungsprozessen zu erhal-
ten, inklusive aller zur Verfügung stehenden Informationen. 
Diese Chance ist auch vielen Kommunen bewusst, die mit Fake 
News und polarisierenden rechten Parteien zu kämpfen haben. 
Einzelne haben sich schon auf dem Weg gemacht und nicht we-
nige stehen in den Startlöchern: Digitale Bürgerbeteiligung ist 
definitiv auf dem Vormarsch!

Mit Consul gibt es jetzt auch hierzulande eine Open-Source-
Plattform für digitale Bürgerbeteiligung, die zum einen umsonst 
ist und zum anderen die Daten- und Prozesshoheit in den Kom-
munen belässt – das wird die Bürgerbeteiligung auf ein neues 
Niveau heben. /

Die Oberfläche von Consul ist benutzerfreundlich gestaltet und an die unterschiedlichen Projekte anpassbar. Hier die Oberfläche der 

Demoversion von „12062020 Olympia“.

Die Software ist open-source und steht jeder Institution auf der Welt zur Verfügung.
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Gemeinsam mit vielen anderen Organisationen 
haben wir Ende Januar den Aufruf „Menschen-
rechte schützen – Konzernklagen stoppen!“ an 
das Bundeswirtschaftsministerium in Berlin 
übergeben. Europaweit haben im letzten Jahr 
über 800.000 Menschen den Appell mit ihrer 
Unterschrift unterstützt. Allein in Deutschland 
kamen rund 288.000 Unterschriften zusammen.

Unsere Botschaft: Sonderklagerechte für Konzerne gefähr-
den die Demokratie: Drohen Schadenersatzforderungen, neh-
men Gesetzgeber oft Abstand von strengeren Regelungen. So 
wird das Gemeinwohl Konzerninteressen geopfert. Wer eine 
starke Demokratie will, sollte sich um den Schutz von Men-
schenrechten und den Ausbau der Demokratie kümmern, anstatt 
in Schiedsgerichte zu investieren.

Und die Arbeit gegen undemokratische Handelsabkommen 
geht in die nächste Runde. Immer noch warten wir gespannt auf 
die mündliche Verhandlung in Karlsruhe zu unserer Bürgerkla-
ge „Nein zu CETA!“ und hoffen, dass die Richter unsere recht-

Nicola Quarz

Juristin bei Mehr Demokratie.

INTERNATIONAL

ÜBER 800.000 MENSCHEN 
FORDERN:

Menschenrechte schützen – Konzernklagen stoppen!

VON NICOLA QUARZ

liche Einschätzung zur Verfassungswidrig-
keit des Ausschuss-Systems und der 
Investitionsgerichte teilen.

Jüngst hat das EU-Parlament den Weg 
für ein umfangreiches Handelsabkommen 
mit Vietnam freigemacht. Und wieder blei-
ben die Mitgliedstaaten außen vor. Der Han-
delsteil wird im sogenannten „EU Only“-

Verfahren, also ohne Zustimmung der nationalen Parlamente, 
beschlossen. Ob diese Praxis rechtens ist, lassen wir derzeit mit 
unserer Verfassungsbeschwerde „Stop EU-Only!“ vor dem Bun-
desverfassungsgericht überprüfen. /

Gemeinsam mit vielen anderen Organisationen haben wir Ende Januar den Aufruf „Menschenrechte schützen – Konzernklagen 

stoppen!“ an das Bundeswirtschaftsministerium in Berlin übergeben. Foto: Uwe Hiksch.

Bayern

In Bayern haben am 15. März die Kom-
munalwahlen stattgefunden. Die neuen 
Mehrheitsverhältnisse wollen wir nut-
zen, um verstärkt für den Einsatz digita-
ler Bürgerbeteiligung (Consul) sowie der 
Verknüpfung von Bürgerbegehren und 
Bürgerbeteiligung zu werben. Zusätzlich 
stellen wir zivilgesellschaftlichen Initia-
tiven über unsere Homepage ein Muster 
zur Einführung Consuls mittels Bürger-
begehren zur Verfügung.

Des Weiteren wirft die lange Nacht 
der Demokratie schon ihre Schatten vor-
aus, die in Bayern zeitgleich am 02. Ok-
tober 2020 in über 30 Städten stattfinden 
wird. Unser Landesverband wird dabei in 
München und Nürnberg aktiv sein. Wer 
sich dazu noch einbringen möchte, bitte 
in unserem Büro melden: bayern@mehr-
demokratie.de oder 089-46224205

Berlin

Noch vor Weihnachten hat der Landes-
verband die Ergebnisse seines Volksbe-
gehrensantrages bekommen: über 27.000 
gültige Unterschriften für ein Berliner 
Transparenzgesetz! Damit ist die erste 
Hürde genommen. Zurzeit prüft der Se-
nat die rechtliche Zulässigkeit des Volks-
begehrens. Der Landesverband hofft auf 
eine Rückmeldung bis Ende März. Dann 
ist das Abgeordnetenhaus am Zuge, sich 
mit den Inhalten des Volksbegehrens zu 
befassen. Parallel arbeitet der Senat zur-
zeit an einem eigenen Gesetzentwurf für 
ein Berliner Transparenzgesetz. Erste 
Gespräche zwischen der Initiative und 
dem Senat haben bereits stattgefunden.

Bremen

In Bremen stand am 20. Februar (nach 
Redaktionsschluss) ein Urteil des Staats-
gerichtshofes zum Volksbegehren „Für 

mehr Krankenhauspersonal“ an. Das 
Ende 2018 gestartete Volksbegehren 
wurde 2019 für unzulässig erklärt. Es hat 
zum Ziel, verbindliche Regeln für die 
Personalausstattung der Krankenhäuser 
festzulegen. Der Senat hält das Volksbe-
gehren für unzulässig, weil das Land 
Bremen nicht zuständig sei und ein Fi-
nanzierungsvorschlag fehle. Ähnliche 
Volksbegehren gab es in Bayern und 
Hamburg, beide wurden ebenfalls für 
unzulässig erklärt. Bei einem ähnlichen 
Volksbegehren in Berlin steht die Ent-
scheidung noch aus.

Hamburg

In Hamburg gibt es keine funktionieren-
de Aufgabenverteilung zwischen lokaler 
und landesweiter Politik. Eine Folge: Im-
mer wieder werden bezirkliche Bürger-
begehren und Bürgerentscheide von der 
Landesebene ausgehebelt, ausgebremst 
oder sogar nach einem erfolgreichen 
Bürgerentscheid aufgehoben. Dieser 
Umgang mit direktdemokratischen Ver-
fahren erzeugt Frust und konterkariert 
jedes Bestreben nach mehr Bürgerbetei-
ligung. Um die Mitbestimmung in den 
Bezirken zu stärken, starteten wir die 
Volksinitiative „Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheide jetzt verbindlich ma-
chen – Mehr Demokratie vor Ort“.

Nach einem stolzen Endspurt im Ja-
nuar überreichten wir am 1. Februar 
14.023 Unterschriften an den Senat – ein 
großartiger Erfolg, mit dem wahrschein-
lich keiner der Beteiligten gerechnet hat-
te! Jetzt folgen eine Anhörung im Parla-
mentsausschuss und, bei ablehnender 
Reaktion der Bürgerschaft, im Oktober 
das Volksbegehren: 66.000 Unterschrif-
ten innerhalb von 3 Wochen sind dann 
nötig! Kommt es dazu, wird es ein großes 
Sammelcamp geben und wir werden jede 

NEUES AUS DEN 
LANDESVERBÄNDEN

mit Terminen vor Ort.

Baden-Württemberg

Im Dezember 2019 einigten sich die Lan-
desregierung und die Initiatoren des 
Volksbegehrens „Artenschutz – Rettet 
die Bienen“ auf einen Kompromiss, der 
noch vor der Sommerpause als Gesetz 
verabschiedet werden soll. Zum gleichen 
Thema reichten die Bauernverbände im 
Februar 2020 mit 84.000 Unterschriften 
einen Volksantrag ein, der parallel im 
Landtag diskutiert werden wird. 

Im Januar fand zum Kita-Volksbe-
gehren, das im März 2019 vom Innenmi-
nisterium für unzulässig erklärt worden 
war, eine Verhandlung des Verfassungs-
gerichtshofs statt, der die Urteilsverkün-
dung für den 30. März angesetzt hat. Der 
Ausgang war bei Redaktionsschluss noch 
offen. 

Der Landesverband führte am 6. 
März eine wissenschaftliche Fachtagung 
zur Evaluation der Gemeindeordnungsre-
form von 2015 in Bezug auf Bürgerbetei-
ligung und direkte Demokratie durch. 

Transparency Deutschland legte ei-
nen Entwurf für ein baden-württember-
gisches Transparenzgesetz vor und stellte 
diesen am 10. März zusammen mit Mehr 
Demokratie e.V. in der Stadtbibliothek 
Stuttgart vor. Die Landesmitgliederver-
sammlung des Landesverbands fand am 
28. März statt.

Schließlich noch ein wichtiger Hin-
weis: Der Landesverband bietet vom 19.-
27.9.2020 eine Schweizrundreise (inkl. 
Teilnahme am Global Forum on Direct 
Democracy) an. Das Angebot richtet sich 
an alle interessierten Mitglieder, bei 
Überbuchung behält der Landesverband 
sich jedoch vor, Mitgliedern aus Baden-
Württemberg den Vortritt zu lassen. Nä-
here Informationen zu Ablauf und An-
meldung finden Sie unter https://www.
mitentscheiden.de/landesverband/termine.
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für Anträge zur Einführung von Rangfol-
gewahl und Fakultativem Referendum. 
Da am 13. September 2020 in NRW die 
nächsten Kommunalwahlen anstehen, 
wird der Landesverband im Vorfeld der 
Wahl die Forderungen nach Rangfolge-
wahl und Fakultativen Referendum auf 
allen Ebenen an Fachpolitiker und Partei-
en herantragen, um auf deren Umsetzung 
hinzuwirken. 

Thüringen

Thüringen hat für 13 Monate eine Min-
derheitsregierung. Zeit, jenseits der Ritu-
ale, in denen sich sonst Regierung und 
Opposition verfangen, über Parteigren-
zen hinweg, die Bürgerrechte zu stärken. 
Drei Tage nach der Wahl von Bodo Ra-
melow zum Ministerpräsidenten hat die 
Mitgliederversammlung des Thüringer 
Landesverbandes eine Resolution verab-
schiedet: Es „sollen die Vorschläge der 
CDU-Fraktion zur Einführung des fa-
kultativen Referendums ebenso Grund-
lage von Verfassungsgesprächen sein 
wie der Vorstoß der regierungstragenden 
Fraktionen zur Liberalisierung des Fi-
nanztabus, der Senkung der Unterschrif-
tenhürde für Volksbegehren und einer 
Reform des Bürgerantrages“, lautet die 
Forderung an die Politik. Es sei einmalig, 
dass von beiden Seiten Vorschläge auf 
dem Tisch lägen. Das sollte genutzt wer-
den. „Diese Reform zur Stärkung der 
Bürgerrechte könnte belegen, dass eine 
Verständigung über Parteigrenzen hin-
weg … tatsächlich gelingen kann. So 
kann Vertrauen in die Demokratie wie-
der wachsen“, heißt es in der Resolution 
abschließend.

Auf der Tagesordnung der Mitglie-
derversammlung standen auch Vor-
standswahlen. Als Sprecher wurde Ralf-
Uwe Beck im Amt bestätigt. Weitere 
Mitglieder des Landesvorstandes sind 
Peter Häusler aus Mellingen, Susanne 
Köhler und Stefan Schweßinger aus Eise-
nach, Matthias Röder aus Gera, Knuth 
Schurtzmann aus Hermsdorf und Peter 
Städter aus Erfurt. 

Unterstützung brauchen! Also am besten 
schon mal die Zeit vom 5. – 25.10.2020 
freihalten.

Und in der Zwischenzeit widmen wir 
uns der Kampagne Abstimmung21 mit 
dem Ziel der ersten selbstorganisierten 
bundesweiten Volksabstimmung (mehr 
dazu auf Seite ). Im April und Mai laufen 
die beiden Pilotabstimmungen zu jeweils 
7 bundesweiten Themen in Hamburg-
Ottensen und in Wedel. Aber auch bun-
desweit kann Jede und Jeder bereits mit-
machen: Unter www.abstimmung21.de 
können Sie kostenlos Abstimmungsunter-
lagen bestellen und mit abstimmen.

Hessen

Wir stehen in Kontakt mit zahlreichen 
Organisationen, um diese für unsere 
Kampagne für fairere Regelungen bei 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 
auf kommunaler Ebene an Bord zu holen. 
Dazu haben wir einen Video-Clip für So-
cial Media entwickelt und produziert, der 
auch von unseren Partnern deren jeweili-
gen Mitgliederstämmen zugänglich ge-
macht werden wird und mit dem wir zu-
dem – auch zielgruppenspezifisch – mehr 
Interesse für unseren Verein zu wecken 
hoffen.

Unsere Landesmitgliederversamm-
lung findet am 29.02. von 11 bis 16 h in 
der Rudolf-Bultmann-Straße 2a in Mar-
burg statt (Waggonhalle Marburg, Semi-
narraum ‚Alte Kantine 2‘). In diesem Jahr 
wird wieder ein neuer Landesvorstand 
gewählt. Unsere Termine für die Aktiven-
Treffen: Südhessen: 24.03., 19 h, Kleine 
Hochstraße 5, Frankfurt (Club Voltaire); 
Nordhessen: 10.03., 19:30, Friedrich-
Ebert-Straße 175, Kassel (Sozio-Kultur-
Zentrum Werkstatt Kassel e.V.).

Niedersachsen

2019 gab es in Niedersachsen elf Bürge-
rentscheide. Für Niedersachsen ist das 
zwar die mit Abstand höchste Anzahl 
von Bürgerentscheiden in einem Jahr seit 
seit deren Einführung 1996. Aber das be-
deutet auch, dass in nur elf von tausend 
niedersächsischen Kommunen die Bür-
gerinnen und Bürger in einer wichtigen 
Frage selbst entscheiden konnten!

Diese Steigerung ist auf die Bürgerbe-
gehrens-Reform 2016 zurückzuführen, 
die Mehr Demokratie mit eigenen Vor-
schlägen beeinflußt hat. So ist der ver-
pflichtende Kostendeckungsvorschlag 
entfallen. Und die Kommunalverwaltun-
gen müssen nun Bürgerinitiativen bei der 
Erstellung eines Bürgerbegehrens bera-
ten. Beides führt zu weniger unzulässi-
gen Bürgerbegehren und es kommt häu-
figer zu Bürgerentscheiden. Zusammen 
mit teilweise niedrigeren Unterschriften-
hürden und der leicht niedrigeren Ab-
stimmungshürde trauen sich Bürgerin-
nen und Bürger heute häufiger zu, ein 
Bürgerbegehren zu starten.

2019 wurden 29 neue Bürgerbegehren 
gestartet, somit liegen auch die Bürge-
rentscheidszahlen 2020 über dem nieder-
sächsischen Durchschnitt.

Auffallend häufig gab es 2019 in Nie-
dersachsen Bürgerbegehren zum zeitwei-
sen Stopp von Straßenausbauplänen. Ziel 
war es, die für Anlieger kostenpflichtige 
Straßenausbauten zu verhindern. Indirekt 
sollte eine politische Debatte über die 
umstrittenen Straßenausbaubeitragssat-
zungen erreicht werden. Dies führte in 
vielen Fällen dazu, dass die Ausbaubei-
träge gestrichen wurden.

Nordrhein-Westfalen

Das Verfassungsgericht hat entschieden: 
die Stichwahl bleibt. Gemeinsam mit ei-
nem breiten Bündnis aus Parteien und 
Zivilgesellschaft setzte sich der Landes-
verband letztes Jahr gegen die Abschaf-
fung der Stichwahl bei Bürgermeister- 
und Landratswahlen ein. Trotz einer 
Petition mit beinahe 20.000 Unterschrif-
ten sowie erheblicher rechtlicher Beden-
ken namhafter Verfassungsrechtler wur-
de die Stichwahl mit den Stimmen von 
CDU und FDP abgeschafft. Gegen diese 
Entscheidung legten SPD und Grüne 
Verfassungsklage ein. Das Gericht gab 
ihnen kurz vor Weihnachten recht: die 
Stichwahl-Abschaffung war verfas-
sungswidrig. 

Kommunalwahlen stehen vor der 
Türe. Auf der letzten Mitgliederver-
sammlung des Landesverbands stimmten 
die Teilnehmenden mit großer Mehrheit 

2.2020
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DEMOKRATIE DER ZUKUNFT:

Zukunft der Demokratie?

Wenn wir zehn, zwanzig, hundert Jahre weiterdenken – wie 
wird unsere Demokratie aussehen? Wird bei den Bundestags-
wahlen 2030 Alexa für uns abstimmen, weil sie unsere politi-
schen Einstellungen besser kennt als wir selbst? Werden wir 
überhaupt noch Parteien wählen? Werden wir noch wählen kön-
nen oder werden wir jedes Entscheidungsspielraums beraubt 
worden sein, weil gesellschaftliche Zerstrittenheit und Klima-
wandel ohnehin nur noch eine Verwaltung des Mangels zulas-
sen? Oder wird die Demokratie auch auf diese Herausforderun-
gen rechtzeitig Antworten gefunden haben?

Wir laden Euch herzlich ein zum ersten Online-Kongress 
von Mehr Demokratie! Am 15. und 16.5.2020 habt Ihr die Mög-
lichkeit, live und von zu Hause aus mit inspirierenden Menschen 
aus NGOs, Bürgerinitiativen, Politik und Wissenschaft über die 
Zukunft der Demokratie zu diskutieren. Für die, die an diesen 
Tagen keine Zeit haben, stellen wir die Vorträge und 
Diskussionen auch als Aufzeichnung zur Verfügung. /

WEITERE INFORMATIONEN! 

Alle weiteren Informationen und die Möglichkeit 

zur Anmeldung findet Ihr unter 

www.zukunft.mehr-demokratie.de. Die Teilnahme 

ist kostenlos! Bitte teilt die Einladung per Email und 

in den sozialen Medien unter #zukunftdemokratie

Infos und Anmeldung auch über 

diesen QR-Code:

Stimmen aus der Zukunft

„Zum neuen Jahr 2043 bin ich jetzt Mitglied der großen 

Volkspartei geworden – 17.000 Parteimitglieder in 

Deutschland können einfach nicht irren!“

„Als ich für den Bürgerrat zur Zukunft Europas im 

kommenden Sommer 2054 ausgewählt wurde, habe 

ich mich so gefreut, dass ich denen direkt mal meinen 

Google-Assist hochgeladen habe – der kann da für 

mich sprechen, der weiß sowieso alles, was ich will!“

 

„Trolle, Bots und Donald Trump – wie Putin per In-

ternet das westliche Demokratiemodell zerlegt hat“ 

Buchtitel einer Putin-Biographie, erschienen 2037

„Unser Bürgerbegehren gegen das Fusionskraftwerk 

war supererfolgreich! Nach unserem Start  

heute morgen hatten wir schon nach einer Stunde  

drei Mal so viele Likes, wie wir eigentlich brauchten! 

Ich glaube den Bürgerentscheid heute Abend  

können wir auch gewinnen!“ 

 

„Ohne den Bürgerrat Klimaschutz von 2020  

wäre Deutschland nie bis 2029 CO2-neutral  

geworden, das war wirklich eine gute Sache –  

und das sage ich Ihnen als Bürgermeister  

einer Partei, die die Kohlekraftwerke am liebsten 

niemals abgeschaltet hätte!“

Webseite zukunft.mehr-demokratie.de
Twitter @Volksentscheid
Facebook @mehrdemokratie

Wann? 16.05.2020
Wo? zukunft.mehr-
demokratie.de 

mit Kira Geadah – Fridays for Future, 
Hanno Burmester – Das progressive Zentrum, 
Marco Bülow – MdB,
Claudine Nierth – Mehr Demokratie u.v.a.

Eine Online-Konferenz organisiert 
mit viel Liebe, Enthusiasmus und 
Optimismus für die Demokratie der 
Zukunft!
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Alexander Trennheuser

CORONA-KRISE: MITGLIEDER-
VERSAMMLUNG VERSCHOBEN

Demokratie-Kongress findet statt.

Liebe Mitglieder,
die Auswirkungen von Corona haben nun auch Mehr Demokra-
tie erreicht. Für den 15.-17. Mai 2020 hatten wir unsere nächste 
Mitgliederversammlung angekündigt. Auf Grund der aktuellen 
Entwicklungen in Sachen Corona-Virus hat sich der Bundes-
vorstand am 17.3.2020 entschieden, die Bundesmitgliederver-
sammlung für Mai abzusagen und auf einen späteren Zeitpunkt 
im Jahr zu verschieben. Die Entscheidung ließ sich auch nicht 
weiter hinauszögern, da im Falle einer späteren Absage hohe 
Stornierungskosten auf Mehr Demokratie zugekommen wären.
Das ist uns wirklich nicht leichtgefallen! Wir sitzen bereits seit 
Dezember am Programm für die Bundesmitgliederversamm-
lung, wollten unser Mitgliedertreffen mit inhaltlichen Work-
shops und einer Podiumsdiskussion bereichern und haben uns 
bereits viele Gedanken darüber gemacht, wie wir die Versamm-
lung auch für jüngere Teilnehmerinnen und Teilnehmer und für 
Eltern attraktiver machen können. 

Corona zwingt uns dazu, unsere Planungen anzupassen, es 
zwingt uns aber nicht dazu, sie komplett aufzugeben. Die gute 
Nachricht ist: Den inhaltlichen Teil, die „Konferenz zur Demo-
kratie der Zukunft“, werden wir jetzt am ursprünglich geplan-
ten Termin online stattfinden lassen – alle bisherigen Infos 
dazu finden Sie auf der vorangegangenen Doppelseite und in 
Kürze unter zukunft.mehr-demokratie.de.

Die Bundesmitgliederversammlung kann natürlich nicht im 
Internet stattfinden. Für die Wahl des Vorstands, den Jahresab-
schluss und nicht zuletzt die Beratung von vorliegenden Anträ-
gen brauchen wir Sie vor Ort! 

Aktuell planen wir, dass die Bundesmitgliederversammlung 
im Oktober oder November stattfinden wird. Wir sind bereits 
dabei, entsprechende Räumlichkeiten zu suchen und werden Sie 
informieren, sobald wir hier mehr wissen.

Bleiben Sie gesund! 

Herzlich grüßt Sie

Ihr


